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Gesetzentwurf 
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Entwurf eines Gesetzes über die Berufe in der Altenpfiege 
(Alten pfiegegesetz - AltPfIG) 


A. Zielsetzung 

Das Gesetz über die Berufe in der Altenpflege soll die bundes- 
rechtliche Grundlage für eine bundeseinheitliche Ausbildung in der 
Altenpflege schaffen. 


B. Lösung 

Zulassung zu den Berufen in der Altenpflege nach den im Gesetz 
genannten Voraussetzungen. Die Ausbildung für den Altenpflege- 
beruf wird unter Beachtung schulrechtlicher Strukturen der Länder 
als eigenständige Ausbildung geregelt. Die Ausbildung in der Alten- 
pflegehilfe kann von den Ländern im Rahmen der Vorgaben des 
Bundes gestaltet werden. 

Schwerpunkte des Gesetzentwurfs sind: 

- Ausbildungsregelungen sowohl für den Bereich der Altenpflege 
als auch für die Altenpflegehilfe, 

- Schutz der Berufsbezeichnung, 

- Einräumung eines Anspruchs auf Ausbildungsvergütung, 

- Dauer der Regelausbildung: in der Altenpflege drei Jahre, in der 
Altenpflegehilfe ein Jahr, 

- Möglichkeit der berufsbegleitenden Ausbildung, 

- Verkürzung der Dauer der Altenpflegeausbildung bei bestimmten 
Vorausbildungen und -tätigkeiten, 

- Regelung des Ausbildungsverhältnisses, 

- Finanzierung der Ausbildungsvergütung über die Entgelte der 
ausbildenden Einrichtungen. 


C. Alternative 

Keine 
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D. Kosten 

Der Bund wird durch das Gesetz nicht mit Kosten belastet. Die Län- 
der werden nur dann mit zusätzlichen Kosten belastet, wenn die 
Kapazität der bestehenden Altenpflegeschulen nicht ausreicht. Auf 
kommunaler Ebene sind nach Einführung der Pflegeversicherung nur 
noch vergleichsweise geringe Mehrbelastungen (unter 40 Mio. DM 
jährlich) zu erwarten. 
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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Berlin, den 1. September 1999 

042 (3 1 3) - 240 06 - Al 1 2/99 


An den 

Präsidenten des 
Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen 

Entwurf eines Gesetzes über die Berufe in der Altenpflege 
(Altenpflegegesetz - AltPflG) 

mit Begründung (Anlage 1) und Vorblatt. 

Ich bitte, die Beschlussfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist das Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend. 

Der Bundesrat hat in seiner 738. Sitzung am 21. Mai 1999 gemäß Artikel 76 Abs. 2 des 
Grundgesetzes beschlossen, zu dem Gesetzentwurf, wie aus Anlage 2 ersichtlich, Stel- 
lung zu nehmen. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des Bundesrates ist in der 
als Anlage 3 beigefügten Gegenäußerung dargelegt. 


Gerhard Schröder 
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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes über die Berufe in der Altenpfiege 
(Alten pfiegegesetz - AltPfIG) 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates 
das folgende Gesetz beschlossen: 

Abschnitt 1 

Erlaubnis 

§ 1 

Die Berufsbezeichnungen 

1 . „Altenpflegerin“ oder „Altenpfleger“ und 

2. „Altenpflegehelferin“ oder „Altenpflegehelfer“ 

dürfen nur Personen führen, denen die Erlaubnis dazu 
erteilt worden ist. 

§2 

(1) Die Erlaubnis nach § 1 ist auf Antrag zu erteilen, 
wenn die antragstellende Person 

1. die durch dieses Gesetz vorgeschriebene Ausbil- 
dungszeit abgeleistet und die jeweils vorgeschriebene 
Prüfung bestanden hat, 

2. sich nicht eines Verhaltens schuldig gemacht hat, aus 
dem sich die Unzuverlässigkeit zur Ausübung des 
Berufs ergibt, 

3. in gesundheitlicher Hinsicht zur Ausübung des Be- 
rufs geeignet ist. 

(2) Eine außerhalb des Geltungsbereichs dieses Geset- 
zes erworbene abgeschlossene Ausbildung erfüllt die 
Voraussetzungen des Absatzes 1 Nr. 1, wenn die 
Gleichwertigkeit des Ausbildungsstandes anerkannt 
wird. Die Voraussetzung des Absatzes 1 Nr. 1 gilt als er- 
füllt, wenn die antragstellende Person in einem anderen 
Mitgliedstaat der Europäischen Gemeinschaft oder ei- 
nem anderen Vertragsstaat des Abkommens über den 
Europäischen Wirtschaftsraum eine Ausbildung abge- 
schlossen hat und dies durch Vorlage eines den Mindest- 
anforderungen des Artikels 1 Buchstabe a der Richt- 
linie 89/48/EWG des Rates vom 21. Dezember 1988 
über eine allgemeine Regelung zur Anerkennung der 
Hochschuldiplome, die eine mindestens dreijährige 
Berufsausbildung abschließen (ABI. EG Nr. L 19 S. 16), 
oder des Artikels 1 Buchstaben der Richtlinie 92/51/ 
EWG des Rates vom 18. Juni 1992 über eine zweite all- 
gemeine Regelung zur Anerkennung beruflicher Befähi- 
gungsnachweise in Ergänzung zur Richtlinie 89/48/ 
EWG (ABI. EG Nr. L 209 S. 25) entsprechenden Dip- 
loms des betreffenden Mitgliedstaates oder anderen 
Vertragsstaates des Abkommens über den Europäischen 
Wirtschaftsraum nachweist. Einem Diplom nach Satz 2 
wird gleichgestellt ein Prüfungszeugnis, das dem Arti- 
kel 1 Buchstabe b der Richtlinie 92/51 /EWG entspricht, 
wenn die antragstellende Person nach Maßgabe des Ar- 
tikels 5 Satz 3 der genannten Richtlinie einen Anpas- 


sungslehrgang abgeschlossen oder eine Eignungsprüfung 
abgelegt hat. Die antragstellende Person hat das Recht, 
zwischen dem Anpassungslehrgang und der Eignungs- 
prüfung nach Satz 3 zu wählen. Der Anpassungslehrgang 
darf die Dauer von drei Jahren nicht überschreiten. 

Abschnitt 2 

Ausbildung in der Altenpflege 

§3 

Die Ausbildung in der Altenpflege soll die Kennt- 
nisse, Fähigkeiten und Fertigkeiten vermitteln, die zur 
selbständigen und eigenverantwortlichen Pflege ein- 
schließlich der Beratung, Begleitung und Betreuung 
alter Menschen erforderlich sind. Dies umfasst insbe- 
sondere: 

1. die sach- und fachkundige, den medizinisch- 
pflegerischen Erkenntnissen entsprechende, umfas- 
sende und geplante Pflege, 

2. die Mitwirkung bei der Behandlung kranker und be- 
hinderter alter Menschen einschließlich der Ausfüh- 
rung ärztlicher Verordnungen, 

3. die Erhaltung und Wiederherstellung individueller 
Fähigkeiten im Rahmen geriatrischer und geron- 
topsychiatrischer Rehabilitationskonzepte, 

4. die Gesundheitsvorsorge einschließlich der Emäh- 
rungsberatung, 

5. die umfassende Begleitung Schwerkranker und Ster- 
bender, 

6. die Betreuung und Beratung alter Menschen in ihren 
persönlichen und sozialen Angelegenheiten, 

7. die Hilfe zur Erhaltung und Aktivierung der eigen- 
ständigen Lebensführung einschließlich der Förde- 
rung sozialer Kontakte und 

8. die Anregung und Begleitung von Familien- und 
Nachbarschaftshilfe und die Beratung pflegender 
Angehöriger. 

Darüber hinaus soll die Ausbildung dazu befähigen, mit 
anderen in der Altenpflege tätigen Personen zusammen- 
zuarbeiten und diejenigen Verwaltungsarbeiten zu erle- 
digen, die in unmittelbarem Zusammenhang mit den 
Aufgaben in der Altenpflege stehen. 

§4 

(1) Die Ausbildung dauert drei Jahre und schließt mit 
der staatlichen Prüfung ab. Die Ausbildung besteht aus 
theoretischem und praktischem Unterricht und einer 
praktischen Ausbildung. Der Anteil der praktischen 
Ausbildung überwiegt. 





Deutscher Bundestag - 14. Wahlperiode 


-5- 


Drucksache 14/1578 


(2) Der Unterricht wird von Altenpflegeschulen er- 
teilt. Die praktische Ausbildung wird in vollstationären 
und teilstationären Einrichtungen, in ambulanten Diens- 
ten, in Einrichtungen der offenen Altenhilfe und der Re- 
habilitation sowie in Krankenhäusern, insbesondere de- 
ren geriatrischen und gerontopsychiatrischen Abteilun- 
gen, vermittelt. 

(3) Die Gesamtverantwortung für die Gestaltung der 
Ausbildung trägt die Altenpflegeschule, es sei denn, die- 
se Verantwortung wird durch Landesrecht einer anderen 
Einrichtung übertragen. Die Abschnitte des Unterrichts 
und der praktischen Ausbildung sind inhaltlich und or- 
ganisatorisch aufeinander abzustimmen. Die Altenpfle- 
geschule unterstützt und fordert die praktische Ausbil- 
dung durch begleitenden Unterricht. Die Praxisanleitung 
ist sicherzustellen. 

(4) Die Ausbildung kann auch in Teilzeitform durch- 
geführt werden und in diesem Falle bis zu fünf Jahre 
dauern. 

§5 

(1) Die Altenpflegeschulen nach § 4 Abs. 2 Satz 1 be- 
dürfen der staatlichen Anerkennung durch die zuständige 
Behörde, es sei denn, sie sind Schulen im Sinne des 
Schulrechts der Länder. Sie müssen die Gewähr für eine 
ordnungsgemäße Durchführung der Ausbildung bieten. 

(2) Altenpflegeschulen, die nicht Schulen im Sinne 
des Schulrechts der Länder sind, können als geeignet für 
Ausbildungen staatlich anerkannt werden, wenn sie fol- 
gende Mindestanforderungen erfüllen: 

1. die hauptberufliche Leitung der Altenpflegeschule 
durch eine pädagogisch qualifizierte Fachkraft mit 
abgeschlossener Berufsausbildung im sozialen oder 
pflegerischen Bereich und mehrjähriger Berufserfah- 
rung, 

2. den Nachweis einer im Verhältnis zur Zahl der Aus- 
bildungsplätze ausreichenden Zahl geeigneter, päda- 
gogisch qualifizierter Fachkräfte für den theoreti- 
schen und praktischen Unterricht, 

3. die Vorhaltung der für die Erteilung des Unterrichts 
notwendigen Räume und Einrichtungen sowie aus- 
reichender Lehr- und Lernmittel, 

4. den Nachweis darüber, dass die erforderlichen Aus- 
bildungsplätze zur Durchführung der praktischen 
Ausbildung in den in § 4 Abs. 2 genannten Einrich- 
tungen auf Dauer in Anspruch genommen werden 
können. 

Besteht die Leitung aus mehreren Personen, so muss 
eine von ihnen die Anforderungen nach Satz 1 Nr. 1 er- 
füllen. Die Landesregierungen werden ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung über Satz 1 hinausgehende Mindest- 
anforderungen festzulegen. 

§6 

Voraussetzung für den Zugang zur Ausbildung ist die 
Vollendung des 17. Lebensjahres und die gesundheit- 
liche Eignung zur Ausübung des Berufs. Weiter ist Vor- 
aussetzung: 


1. der Realschulabschluss oder ein anderer gleichwerti- 
ger Bildungsstand oder eine andere abgeschlossene 
zehnjährige Schulbildung, die den Flauptschulab- 
schluss erweitert, oder 

2. der Hauptschulabschluss oder ein gleichwertiger Bil- 
dungsstand, sofern Folgendes nachgewiesen wird: 

a) eine mindestens einjährige, der Altenpflege för- 
derliche Vorbildung oder 

b) eine erfolgreich abgeschlossene, mindestens 
zweijährige Berufsausbildung oder 

3. die Erlaubnis als Altenpflegehelferin oder Alten- 
pflegehelfer. 

Die zuständige Behörde kann Ausnahmen von dem Er- 
fordernis der Vollendung des 17. Lebensjahres zulassen, 
wenn die Ausbildung in dem Jahr begonnen wird, in dem 
das 17. Lebensjahr vollendet wird und wenn die Durch- 
führung des Lehrgangs und die Erreichung des Ausbil- 
dungsziels dadurch nicht gefährdet werden. 

§7 

(1) Auf Antrag wird die Dauer der Ausbildung nach 
§ 4 Abs. 1 verkürzt: 

1. für Krankenschwestern und Krankenpfleger sowie 
für Kinderkrankenschwestem und Kinderkranken- 
pfleger um vierundzwanzig Monate, 

2. für die antragstellenden Personen mit einer erfolg- 
reich abgeschlossenen Ausbildung für einen anderen 
pflegerischen, einen sozialen oder sozialpädagogi- 
schen Beruf um zwölf Monate, 

3. für die antragstellenden Personen, die eine mindes- 
tens fünljährige Führung eines Familienhaushaltes 
vorwiegend ohne fremde Hilfe mit mindestens einem 
Kind oder einer pflegebedürftigen Person nachwei- 
sen, um zwölf Monate, sofern es sich in dem ge- 
nannten Zeitraum um eine zeitlich überwiegende Tä- 
tigkeit gehandelt hat. 

(2) Auf Antrag kann die Dauer der Ausbildung nach 
§ 4 Abs. 1 im Umfang der Gleichwertigkeit um höchs- 
tens zwölf Monate verkürzt werden, wenn eine andere 
abgeschlossene Berufsausbildung naehgewiesen wird. 

(3) Die Verkürzung darf die Durchführung der Aus- 
bildung und die Erreichung des Ausbildungszieles nicht 
gefährden. 

§8 

(1) Auf die Dauer einer Ausbildung nach § 4 Abs. 1 
werden angerechnet: 

1 . Urlaub oder Ferien bis zu sechs Wochen jährlich und 

2. Unterbrechungen durch Krankheit oder aus anderen, 
von der Altenpflegeschülerin oder dem Altenpflege- 
schüler nicht zu vertretenden Gründen bis zur Ge- 
samtdauer von zwölf Wochen, bei verkürzten Aus- 
bildungen nach den §§ 7 und 26 bis zu höchstens vier 
Wochen je Ausbildungsjahr. Bei Altenpflegeschüle- 
rinnen werden auch Unterbrechungen wegen 
Schwangerschaft bis zur Gesamtdauer von zwölf 
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Wochen, bei verkürzten Ausbildungen nach den §§ 7 
und 26 bis zu höchstens vier Wochen je Ausbil- 
dungsjahr angerechnet. 

(2) Soweit eine besondere Härte vorliegt, werden über 
Absatz 1 hinausgehende Fehlzeiten auf Antrag ange- 
rechnet, sofern zu erwarten ist, dass das Ausbildungsziel 
dennoch erreicht wird. In anderen Fällen wird die Aus- 
bildungsdauer auf Antrag entsprechend verlängert. Sie 
darf jedoch einschließlich der Unterbrechungen den Zeit- 
raum von fünf Jahren nicht überschreiten. 

§9 

(1) Das Bundesministerium für Familie, Senioren 
Frauen und Jugend wird ermächtigt, im Einvernehmen 
mit dem Bundesministerium für Gesundheit und dem 
Bundesministerium für Bildung und Forschung durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates in 
einer Ausbildungs- und Prüfungsverordnung für den 
Beruf der Altenpflegerin und des Altenpflegers die 
Mindestanforderungen an die Ausbildung nach § 4 sowie 
das Nähere über die staatliche Prüfung und die Urkunde 
für die Erlaubnis nach § 1 Nr. 1 zu regeln. 

(2) In der Rechtsverordnung nach Absatz 1 ist für Per- 
sonen, die ein Diplom oder ein Prüfungszeugnis nach- 
weisen und Staafsangehörige eines anderen Mitglied- 
sfaates der Europäischen Gemeinschaft oder eines ande- 
ren Vertragssfaates des Abkommens über den Europäi- 
schen Wirtschaftsraum sind, und die eine Erlaubnis nach 
§ 2 Abs. 1 Nr. 1 in Verbindung mit § 2 Abs. 2 Satz 2 
oder 3 beantragen, zu regeln: 

1. das Verfahren bei der Prüfung der Voraussetzungen 
des § 2 Abs. 1 Nr. 2 und 3, insbesondere die Vorlage 
der von der antragstellenden Person zu erbringenden 
Nachweise und die Ermittlung durch die zuständige 
Behörde entsprechend Artikel 6 der Richtlinie 
89/48/EWG oder Artikel 10 und 12 Abs. 1 der Richt- 
linie 92/51 /EWG, 

2. das Recht von Personen, die ein Diplom nachweisen, 
nach Maßgabe des Artikels 1 1 Abs. 2 der Richtlinie 
92/51 /EWG zusätzlich zu einer Berufsbezeichnung 
nach § 1 die im Heimat- oder Herkunftsmitgliedstaat 
bestehende Ausbildungsbezeichnung und, soweit nach 
dem Recht des Heimat- oder Herkunftsmitgliedstaates 
zulässig, deren Abkürzung in der Sprache dieses 
Staates zu führen, 

3. die Frist für die Erteilung der Erlaubnis entsprechend 
Artikel 12 Abs. 2 der Richtlinie 92/51/EWG. 

Abschnitt 3 

Ausbildung in der Altenpflegehilfe 

§ 10 

Die Ausbildung soll die Kenntnisse, Fähigkeiten und 
Fertigkeiten vermitteln, die für eine qualifizierte Betreu- 
ung und Pflege alter Menschen unter Anleitung einer 
Fachkraft erforderlich sind. 


§ 11 

(1) Die Ausbildung in der Altenpflegehilfe dauert 
mindestens zwölf Monate und schließt mit einer Prüfung 
ab. Sie umfasst den theoretischen und praktischen Unter- 
richt mit mindestens 600 Stunden und die praktische 
Ausbildung mit mindestens 900 Stunden. 

(2) Die Ausbildung kann in Teilzeitform durchgeführt 
werden und in diesem Fall bis zu drei Jahre dauern. 

(3) Die Ausbildung wird in Altenpflegeschulen nach 
§ 5 Abs. 1 durchgeführt, sofern die Länder nichts ande- 
res bestimmen. 

§ 12 

Die Länder können das Nähere über die Ausbildung in 
der Altenpflegehilfe regeln, insbesondere 

1 . die Voraussetzungen für den Zugang zur Ausbildung, 

2. die Anrechnung anderer Ausbildungen und Tätig- 
keifen auf die Ausbildung, 

3. die Mindestanforderungen an die Ausbildung, die 
Dauer der Ausbildung sowie das Nähere über die 
Prüfung und die Urkunde für die Erlaubnis nach § 1 
Nr. 2, 

4. die Anerkennung von Unterbrechungs- und Fehlzei- 
ten auf die Dauer der Ausbildung und 

5. die Anerkennung der Schulen für die Altenpflege- 
hilfe, die nicht Schulen im Sinne des Schulrechts der 
Länder sind. 

Abschnitt 4 

Ausbildungsverhältnis 

§ 13 

(1) Der Träger der Ausbildung, der eine Person zur 
Ausbildung nach diesem Gesetz einstellt, hat mit dieser 
einen schriftlichen Ausbildungsvertrag für die gesamte 
Dauer der Ausbildung nach Maßgabe der Vorschriften 
dieses Abschnitts zu schließen. 

(2) Der Ausbildungsvertrag muss mindestens enthal- 
ten: 

1. die Bezeichnung des Berufs, zu dem nach den Vor- 
schriften dieses Gesefzes ausgebildet wird, 

2. den Beginn und die Dauer der Ausbildung, 

3. Angaben über die der Ausbildung zugrundeliegenden 
Ausbildungs- und Prüfungsverordnungen, 

4. die Dauer der regelmäßigen täglichen oder wöchent- 
lichen Ausbildungszeit, 

5. die Dauer der Probezeit, 

6. Angaben über Zahlung und Höhe der Ausbildungs- 
vergütung, 

7. die Dauer des Urlaubs, 

8. die Voraussetzungen, unter denen der Ausbildungs- 
vertrag gekündigt werden kann. 
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9. einen in allgemeiner Form gehaltenen Hinweis auf 
die Tarifverträge, Betriebs- oder Dienstvereinbarun- 
gen, die auf das Ausbildungsverhältnis anzuwenden 
sind. 

(3) Auf den Ausbildungsvertrag sind, soweit sich aus 
seinem Wesen und Zweck und aus diesem Gesetz nichts 
anderes ergibt, die für Arbeitsverträge geltenden Rechts- 
vorschriften und Rechtsgrundsätze anzuwenden. 

(4) Der Ausbildungsvertrag ist von einer Vertreterin 
oder einem Vertreter des Trägers der Ausbildung sowie 
der Schülerin oder dem Schüler und deren gesetzlichem 
Vertreter zu unterzeichnen. Eine Ausfertigung des Unter- 
zeichneten Ausbildungvertrages ist der Schülerin oder 
dem Schüler und deren gesetzlichem Vertreter unver- 
züglich auszuhändigen. 

(5) Bei Änderungen des Ausbildungsvertrages gelten 
die Absätze 1 bis 4 entsprechend. 

§ 14 

(1) Eine Vereinbarung, durch die die Ausübung der 
beruflichen Tätigkeit für die Zeit nach Beendigung des 
Ausbildungsverhältnisses beschränkt wird, ist nichtig. 
Dies gilt nicht, wenn die Schülerin oder der Schüler 
innerhalb der letzten drei Monate des Ausbildungsver- 
hältnisses für die Zeit nach dessen Beendigung ein 
Arbeitsverhältnis auf unbestimmte Zeit eingeht. 

(2) Nichtig ist auch eine Vereinbarung über 

1. die Verpflichtung der Schülerin oder des Schülers, 
für die Ausbildung eine Entschädigung zu zahlen, 

2. Vertragsstrafen, 

3. den Ausschluss oder die Beschränkung von Scha- 
densersatzansprüchen, 

4. die Festsetzung der Höhe des Schadensersatzes in 
Pauschbeträgen. 

§ 15 

(1) Der Träger der Ausbildung hat 

1. die Ausbildung in einer durch ihren Zweck gebote- 
nen Form planmäßig, zeitlich und sachlich gegliedert 
so durchzuführen, dass das Ausbildungsziel in der 
vorgesehenen Ausbildungszeit erreicht werden kann, 

2. der Schülerin und dem Schüler kostenlos die Ausbil- 
dungsmittel, Instrumente und Apparate zur Verfü- 
gung zu stellen, die zur praktischen Ausbildung und 
zum Ablegen der jeweils vorgeschriebenen Prüfung 
erforderlich sind. 

(2) Der Schülerin und dem Schüler dürfen nur Ver- 
richtungen übertragen werden, die dem Ausbildungs- 
zweck dienen; sie müssen ihrem Ausbildungsstand und 
ihren Kräften angemessen sein. 

§ 16 

Die Schülerin und der Schüler haben sich zu bemü- 
hen, die Kenntnisse, Fähigkeiten und Fertigkeiten zu 
erwerben, die erforderlich sind, um das Ausbildungsziel 
zu erreichen. Sie sind insbesondere verpflichtet. 


1. an den vorgeschriebenen Ausbildungsveranstaltun- 
gen teilzunehmen, 

2. die ihnen im Rahmen der Ausbildung aufgetragenen 
Verrichtungen sorgfältig auszuführen, 

3. die für Beschäftigte in den jeweiligen Einrichtungen 
geltenden Bestimmungen über die Schweigepflicht 
einzuhalten und über Betriebsgeheimnisse Still- 
schweigen zu wahren. 

§ 17 

(1) Der Träger der Ausbildung hat der Schülerin und 
dem Schüler eine angemessene Ausbildungsvergütung 
zu gewähren. 

(2) Sachbezüge können in der Höhe der durch Rechts- 
verordnung nach § 17 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 Viertes Buch 
Sozialgesetzbuch bestimmten Werte angerechnet wer- 
den, jedoch nicht über 75 vom Hundert der Brutto Ver- 
gütung hinaus. Können die Sachbezüge während der 
Zeit, für welche die Ausbildungsvergütung fortzuzahlen 
ist, aus berechtigtem Grund nicht abgenommen werden, 
so sind sie nach den Sachbezugswerten abzugelten. 

(3) Eine über die vereinbarte regelmäßige tägliche o- 
der wöchentliche Ausbildungszeit hinausgehende Be- 
schäftigung ist nur ausnahmsweise zulässig und beson- 
ders zu vergüten. 

§ 18 

Das Ausbildungsverhältnis beginnt mit der Probezeit. 
Sie beträgt 

1. bei Altenpflegerinnen und Altenpflegem sechs Mo- 
nate, 

2. bei Altenpflegehelferinnen und Altenpflegehelfern 
drei Monate. 

§ 19 

(1) Das Ausbildungsverhältnis endet mit dem Beste- 
hen der Prüfung, spätestens mit dem Ablauf der Ausbil- 
dungszeit. 

(2) Wird die jeweils vorgeschriebene Prüfung nicht 
bestanden, so verlängert sich das Ausbildungsverhältnis 
auf schriftliches Verlangen bis zur nächstmöglichen 
Wiederholungsprüfung, höchstens jedoch um ein Jahr. 

§20 

(1) Während der Probezeit kann das Ausbildung- 
verhältnis jederzeit ohne Einhaltung einer Kündigungs- 
frist gekündigt werden. 

(2) Nach der Probezeit kann das Ausbildungsverhält- 
nis nur gekündigt werden: 

1. ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist aus einem 
wichtigen Grund, 

2. von der Schülerin und dem Schüler mit einer Kündi- 
gungsfrist von vier Wochen, wenn sie die Ausbil- 
dung aufgeben wollen. 
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(3) Die Kündigung muss schriftlich und in den Fällen 
des Absatzes 2 Nr. 1 unter Angabe der Kündigungsgrün- 
de erfolgen. 

(4) Eine Kündigung aus einem wichtigen Grund ist 
unwirksam, wenn die ihr zugrundeliegenden Tatsachen 
den zur Kündigung Berechtigten länger als zwei Wochen 
bekannt sind. Ist ein vorgesehenes Güteverfahren vor 
einer außergerichtlichen Stelle eingeleitet, so wird bis zu 
dessen Beendigung der Lauf dieser Frist gehemmt. 

§21 

Wird die Schülerin oder der Schüler im Anschluss an 
das Ausbildungsverhältnis beschäftigt, ohne dass hier- 
über ausdrücklich etwas vereinbart worden ist, so gilt ein 
Arbeitsverhältnis auf unbestimmte Zeit als begründet. 

§22 

Eine Vereinbarung, die zu Ungunsten der Schülerin 
oder des Schülers von den Vorschriften des Abschnitts 4 
dieses Gesetzes abweicht, ist nichtig. 

§23 

Die § § 1 3 bis 22 finden auf Schüler und Schülerinnen, 
die Diakonissen, Diakonieschwestem oder Mitglieder 
geistlicher Gemeinschaften sind, keine Anwendung, 
wenn der Träger der Ausbildung derselben Religionsge- 
sellschaft zuzuordnen ist. 

Abschnitt 5 

Kostenregelung 

§24 

(1) Dem Träger der Ausbildung sind die Kosten der 
Ausbildungsvergütung zu erstatten, soweit sie nicht auf 
Grund anderer rechtlicher Vorschriften aufzubringen 
sind. 

(2) Folgende Einrichtungen haben die Kosten für die 
Erstattung zu tragen, sofern dort Abschnitte der prakti- 
schen Ausbildung durchgeführt werden: 

1. Heime für alte Menschen im Sinne des § 1 Abs. 1 des 
Heimgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 23. April 1990 (BGBl. I S. 763, 1069), zuletzt 
geändert durch das Zweite Gesetz zur Änderung des 
Heimgesetzes vom 3. Februar 1997 (BGBl. I, S. 158), 

2. ambulante sozialpfiegerische Dienste, 

3. andere, nach Landesrecht bestimmte Einrichtungen 
für alte Menschen. 

(3) Sind mehrere der in Absatz 2 genannten Einrich- 
tungen an der praktischen Ausbildung beteiligt, so sind 
die Kosten der Ausbildungsvergütung anteilig zu erstat- 
ten. 

(4) Die Kosten für die Erstattung können von den in 
Absatz 2 genannten Einrichtungen in den Entgelten für 
ihre Leistungen berücksichtigt werden. Ausgenommen 
sind 


1. die Aufwendungen für die Vorhaltung, Instandset- 
zung oder Instandhaltung von Ausbildungsstätten, 

2. die laufenden Betriebskosten (Personal- und Sach- 
kosten) der Ausbildungsstätten sowie 

3. die Verwaltungskosten für das Erstattungsverfahren 
nach dieser Vorschrift oder für ein Ausgleichsverfah- 
ren nach § 25. 

Bei Einrichtungen, die zur ambulanten, teil- oder voll- 
stationären Versorgung von Pflegebedürftigen nach dem 
Elften Buch Sozialgesetzbuch zugelassen sind (zugelas- 
sene Pfiegeeinrichtungen), sowie bei Einrichtungen mit 
Vereinbarungen nach § 93 Abs. 2 des Bundessozialhilfe- 
gesetzes richtet sich die Berücksichtigung von Ausbil- 
dungskosten einschließlich einer Ausbildungsumlage 
(§ 25) in den Vergütungen ausschließlich nach den bei- 
den Gesetzen. 

§25 

Die Landesregierungen werden ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung zu bestimmen, dass zur Aufbringung 
der Mittel für die Kosten der Ausbildungsvergütung 
(§ 17 Abs. 1) von den in § 24 Abs. 2 genannten Ein- 
richtungen Ausgleichsbeträge erhoben werden, und zwar 
unabhängig davon, ob dort Abschnitte der praktischen 
Ausbildung durchgeführt werden. In diesem Falle kön- 
nen sie das Nähere über die Berechnung des Kostenaus- 
gleichs und das Ausgleichsverfahren regeln sowie die 
zur Durchführung des Kostenausgleichs zuständige 
Stelle bestimmen. § 24 Abs. 4 Satz 2 und 3 bleibt unbe- 
rührt. 

Abschnitt 6 

Umschulung 

§26 

(1) Abweichend von § 6 Satz 2 Nr. 2 kann eine 
Umschülerin oder ein Umschüler zur Ausbildung auch 
zugelassen werden, sofern neben dem Hauptschul- 
abschluss oder einem gleichwertigen Bildungsstand eine 
der Altenpfiegeausbildung forderliche Tätigkeit von 
mindestens dreijähriger Dauer nachgewiesen wird. 

(2) Für Umschülerinnen und Umschüler aus anderen 
als den in § 7 Abs. 1 genannten Berufen ist die Ausbil- 
dung nach § 4 Abs. 1 um ein Jahr zu verkürzen. 

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten nur für Umschulungen, 
die bis zum 1. Dezember 2010 begonnen werden. 

(4) Soweit Unterhaltsgeld nach dem Dritten Buch 
Sozialgesetzbuch oder Übergangsgeld nach den für die 
berufliche Rehabilitation geltenden Vorschriften oder 
andere vergleichbare Geldleistungen aus öffentlichen 
Haushalten gewährt werden, gilt § 17 Abs. 1 nicht. 

Abschnitt 7 

Zuständigkeiten 

§27 

(1) Die Entscheidung über die Erlaubnis nach § 2 
Abs. 1 trifft die zuständige Behörde des Landes, in dem 
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die antragstellende Person die Prüfung abgelegt hat; in 
den Fällen des § 2 Abs. 2 trifft die Entscheidung über die 
Erlaubnis die Behörde des Landes, in dem der Antrag 
gestellt wurde. 

(2) Die Entscheidungen nach den §§ 6, 7, 8 und 26 
Abs. 1 und 2 trifft die zuständige Behörde des Landes, in 
dem die antragstellende Person an einer Ausbildung teil- 
nehmen will oder teilnimmt. 

(3) Die Länder bestimmen die zur Durchführung die- 
ses Gesetzes zuständigen Behörden. 

Abschnitt 8 

Bußgeldvorschriften 

§28 

( 1 ) Ordnungswidrig handelt, wer ohne Erlaubnis nach 
§ 1 eine der folgenden Berufszeichnungen führt: 

1 . „Altenpflegerin“ oder „Altenpfleger“, 

2. „Altenpflegehelferin“ oder „Altenpflegehelfer“. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße 
bis zu fünftausend Deutsche Mark geahndet werden. 

Abschnitt 9 

Keine Anwendung des Berufsbildungsgesetzes 

§29 

Für die Ausbildung zu den in diesem Gesetz geregel- 
ten Berufen findet das Berufsbildungsgesetz keine An- 
wendung. 

Abschnitt 10 

Übergangsvorschriften 

§30 

(1) Eine vor Inkrafttreten dieses Gesetzes nach landes- 
rechtlichen Vorschriften erteilte Anerkennung als staat- 
lich anerkannte Altenpflegerin oder staatlich anerkannter 
Altenpfleger gilt als Erlaubnis nach § 1 Nr. 1. Das im 
Lande Bremen nach den Richtlinien über die Ausbildung 
und die Abschlussprüfung an privaten Fachschulen für 
Altenpfleger vom 29. August 1979 (Amtsblatt der Freien 
Hansestadt Bremen 1979, S. 545) ausgestellte Ab- 
schlusszeugnis gilt ebenfalls als Erlaubnis nach § 1 Nr. 1 . 

(2) Eine vor Inkrafttreten dieses Gesetzes begonnene 
Ausbildung zur staatlich anerkannten Altenpflegerin 
oder zum staatlich anerkannten Altenpfleger wird nach 
den bisherigen landesrechtlichen Vorschriften abge- 
schlossen. Nach Abschluss der Ausbildung erhält die 
antragstellende Person, wenn die Voraussetzungen des 
§ 2 Abs. 1 Nr. 2 und 3 vorliegen, eine Erlaubnis nach § 1 
Nr. 1. 

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten für eine Erlaubnis nach 
§ 1 Nr. 2 entsprechend, wenn die Ausbildung für die 


Altenpflegehilfe eine vorgeschriebene Dauer von min- 
destens zwölf Monaten hatte. 

§31 

Altenpflegeschulen, die vor Inkrafttreten dieses Ge- 
setzes nach landesrechtlichen Vorschriften die staatliche 
Anerkennung oder Genehmigung erhalten haben, gelten 
als staatlich anerkannt nach § 5 Abs. 1 , sofern die Aner- 
kennung nicht zurückgenommen wird. 

Abschnitt 1 1 

Außerkrafttreten von Vorscbriften 

§32 

Mit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes treten außer Kraft: 

1. die baden-württembergische Ausbildungs- und Prü- 
fungsordnung des Sozialministeriums an Berufs- 
fachschulen für Altenpflege vom 23. Mai 1995 
(Gemeinsames Amtsblatt des Landes Baden- 
Württemberg 1995, S. 595); 

2. die bayerische Schulordnung für die Fachschulen für 
Altenpflege und für Familienpflege vom 7. Novem- 
ber 1985 (Bayerisches Gesetz- und Verordnungsblatt 
1985, S. 686), zuletzt geändert durch Verordnung 
vom 22. Dezember 1994 (Bayerisches Gesetz- und 
Verordnungsblatt 1995, S. 24); 

3. das bayerische Gesetz über den Schutz der Berufs- 
bezeichnungen in der Altenpflege und der Familien- 
pflege vom 8. Dezember 1993 (Bayerisches Gesetz- 
und Verordnungsblatt 1993, S. 856); 

4. die Berliner Ausführungsvorschriften über die Aus- 
bildung in der Staatlichen Fachschule für Alten- 
pflege Berlin vom 19. Juli 1995 (Amtsblatt für Ber- 
lin 1995, S. 2761); 

5. die Berliner Verordnung über die Abschlussprüfung 
der Fachschule für Altenpflege vom 6. September 
1984 (Gesetz- und Verordnungsblatt für Berlin 
1984, S. 1380), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
25. Juni 1992 (Gesetz- und Verordnungsblatt für 
Berlin 1992, S. 204); 

6. die Gemeinsame Berliner Ordnung der Ausbildung, 
der Prüfung und der staatlichen Anerkennung von 
Altenpflegern vom 16. Oktober 1975 (Amtsblatt für 
Berlin 1975, S. 1838); 

7. die Berliner Verordnung über die Fremdenprüfung 
an Fachschulen vom 1. April 1986 (Gesetz- und 
Verordnungsblatt für Berlin 1986, S. 539); 

8. das Gesetz über die staatliche Anerkennung und 
die Weiterbildung in sozialen Berufen sowie die 
Altenpflegeausbildung an Fachseminaren im Land 
Brandenburg vom 8. Juli 1993 (Gesetz- und Ver- 
ordnungsblatt für das Land Brandenburg, Teil I, 
S. 338); 

9. die Verordnung über die Ausbildung und die Prü- 
füngen an den Fachschulen im Land Brandenburg 
vom 17. Mai 1994 (Gesetz- und Verordnungsblatt 
für das Land Brandenburg 1994, Teil II, S. 370); 
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10. das bremische Gesetz über die Ausbildung in der 
Altenpflege vom 17. Dezember 1996 (Bremisches 
Gesetzblatt 1996, S. 379); 

11. die hamburgische Verordnung über die Berufsaus- 
bildung in der Altenpflege vom 15. Februar 1977 
(Hamburgisches Gesetz- und Verordnungsblatt 
1977, S. 44); 

12. die hamburgische Prüfungsordnung für die Durch- 
führung der Abschlussprüfungen in der Altenpflege- 
hilfe und der Altenpflege vom 12. Juni 1978 (Amt- 
licher Anzeiger, Teil 11 des Hamburgischen Gesetz- 
und Verordnungsblattes 1978, S. 973), zuletzt geän- 
dert durch die Prüfungsordnung vom 7. April 1983 
(Amtlicher Anzeiger, Teil II des Hamburgischen 
Gesetz- und Verordnungsblattes 1983, S. 605); 

13. die hamburgische Ordnung der Fremdenprüfung 
zum Erwerb des staatlichen Abschlusszeugnisses der 
Berufsfachschule für Altenpflege vom 2. Dezember 
1975 (Hamburgisches Gesetz- und Verordnungsblatt 
1975, S. 207), zuletzt geändert durch Verordnung 
vom 14. Februar 1984 (Hamburgisches Gesetz- und 
Verordnungsblatt 1984, S. 41); 

14. das hessische Altenpflegegesetz vom 12. Dezember 
1997 (Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land 
Hessen, Teil I, S. 452); 

15. die mecklenburg-vorpommersche vorläufige Ord- 
nung über die Ausbildung in der Altenpflege vom 

27. Januar 1992 (Amtsblatt für Mecklenburg- 
Vorpommern 1992, S. 172), zuletzt geändert durch 
Verordnung vom 10. August 1993 (Amtsblatt für 
Mecklenburg- Vorpommern 1993, S. 1467); 

16. das niedersächsische Gesetz über die Berufe in der 
Altenpflege vom 20. Juni 1996 (Niedersächsisches 
Gesetz- und Verordnungsblatt 1996, S. 276); 

17. die niedersächsische Verordnung über Schulen für 
andere als ärztliche Heilberufe vom 1. Juli 1996 
(Niedersächsisches Gesetz- und Verordnungsblatt 
1996, S. 325); 

18. die niedersächsischen Ergänzenden Bestimmungen 
zur Verordnung über Schulen für andere als ärztliche 
Heilberufe vom 2. Juli 1996 (Niedersächsisches 
Ministerialblatt 1996, S. 1043); 

19. das Gesetz über die Berufe in der Altenpflege in 
Nordrhein-Westfalen vom 19. Juni 1994 (Gesetz- 
und Verordnungsblatt für das Land Nordrhein- 
Westfalen 1994, S. 335); 

20. die Verordnung über die Ausbildung und Prüfung 
in der Altenpflege in Nordrhein-Westfalen vom 

28. September 1994 (Gesetz- und Verordnungsblatt 
für das Land Nordrhein-Westfalen 1994, S. 836); 

21. die rheinland-pfälzische Fachschulverordnung - Alten- 
pflege - vom 13. März 1991 (Gesetz- und Verord- 
nungsblatt für das Land Rheinland-Pfalz 1991, 
S. 167); 

22. die rheinland-pfälzischen Verwaltungsvorschriften 
zur Durchführung der fachpraktischen Ausbildung 
im Rahmen der Ausbildung zur staatlich anerkann- 


ten Altenpflegerin oder zum staatlich anerkannten 
Altenpfleger vom 26. Juli 1991 (Gemeinsames 
Amtsblatt der Ministerien für Bildung und Kul- 
tur und für Wissenschaft und Weiterbildung 1991, 
S. 109); 

23. die rheinland-pfälzische Schulordnung für die öf- 
fentlichen berufsbildenden Schulen vom 9. Mai 
1990 (Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land 
Rheinland-Pfalz 1990, S. 127); 

24. die rheinland-pfälzische Landesverordnung über die 
Prüfungen an den berufsbildenden Schulen (Prü- 
fungsordnung für die berufsbildenden Schulen) vom 
5. Mai 1978 (Gesetz- und Verordnungsblatt für das 
Land Rheinland-Pfalz 1978, S. 337), zuletzt geän- 
dert durch Verordnung vom 27. Juni 1990 (Gesetz- 
und Verordnungsblatt für das Land Rheinland-Pfalz 
1990, S. 230); 

25. das rheinland-pfälzische Landesgesetz über Ausbil- 
dungsvergütungen in der Altenpflege vom 3. Juni 
1997 (Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land 
Rheinland-Pfalz 1997, S. 143); 

26. das saarländische Altenpflegeausbildungsgesetz vom 
23. Juni 1994 (Amtsblatt des Saarlandes 1994, 
S. 1542); 

27. die Verordnung des Sächsischen Staatsministeriums 
für Kultus und des Sächsischen Staatsministeriums 
für Soziales, Gesundheit und Familie über die Fach- 
schule im Freistaat Sachsen vom 9. Januar 1996 
(Sächsisches Gesetz- und Verordnungsblatt 1996, 
S. 36); 

28. die sachsen-anhaltinische Ausbildungs- und Prü- 
fungsverordnung für Berufs- und Fachschulen für 
sozialpflegerische Berufe und für die Berufsfach- 
schule Pharmazeutisch-technischer Assistent vom 
18. Juli 1994 (Gesetz- und Verordnungsblatt des 
Landes Sachsen-Anhalt, 1994, S. 865); 

29. die sachsen-anhaltinische Ausbildungs- und Prü- 
fungsordnung für die Fachschule Altenpflege vom 
17. Februar 1993 (Gesetz- und Verordnungsblatt 
1993, S. 110); 

30. die schleswig-holsteinische Ordnung über die Aus- 
bildungsgänge in der Altenpflege. Erlass des Minis- 
ters für Soziales, Gesundheit und Energie vom 

31. August 1989 (Amtsblatt für Schleswig-Holstein 
1989, S. 370); 

31. das Thüringer Gesetz über die Berufe in der Alten- 
pflege vom 16. August 1993 (Gesetz- und Verord- 
nungsblatt für das Land Thüringen 1993, S. 490). 

Abschnitt 12 

Inkrafttreten 

§33 

Dieses Gesetz tritt mit Ausnahme des § 9 am 1. Au- 
gust 2000 in Kraft. § 9 tritt am Tage nach der Verkün- 
dung in Kraft. 
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Begründung 


Allgemeiner Teil 

Das Gesetz über die Berufe in der Altenpflege soll die 
bundesrechtliche Grundlage für eine bundeseinheitliche 
Ausbildung in der Altenpflege schaffen. 

Aufgabe der Altenpflegerinnen und Altenpfleger ist es, 
älteren Menschen zu helfen, die körperliche, geistige und 
seelische Gesundheit zu fordern, zu erhalten und wieder- 
zuerlangen. Im Rahmen dieser Zielsetzung soll die Al- 
tenpflege ein breit gefächertes Hilfsangebot persönlicher 
Beratung, Betreuung und Pflege in stationären und teil- 
stationären Einrichtungen, im ambulanten Pflegedienst 
und in offenen und sonstigen Einrichtungen eröffnen. 
Diesem ganzheitlichen Anspruch entsprechend umfasst 
die Ausbildung medizinisch-pflegerische und sozialpfle- 
gerische Inhalte. 

Die für die Aufgaben der Altenpflege erforderli- 
chen Kenntnisse und Fertigkeiten werden in einer über- 
wiegend praktischen Ausbildung in Altenpflegeschu- 
len und mit diesen verbundenen Einrichtungen 
erworben. Die theoretische Ausbildung soll neben 
der medizinisch-pflegerischen im besonderen eine 
psychosoziale und pädagogische Kompetenz herbeifüh- 
ren. 

Eine bundesrechfliche Neuordnung der Altenpflegeaus- 
bildung wird seit langem gefordert. Nachdem Nordrhein- 
Westfalen 1969 die erste Ausbildungsordnung erlassen 
hatte, zogen in der folgenden Zeit die anderen Bundes- 
länder mit zum Teil sehr unterschiedlichen Regelungen 
nach. Die Sorge, dass die gegenseitige Anerkennung der 
Abschlüsse durch die Bundesländer nicht mehr ge- 
währleistet sein könnte, führte neben der Forderung nach 
einer Ausweitung der Ausbildungsinhalte 1980 zu Emp- 
fehlungen des Deutschen Vereins für öffentliche und 
private Fürsorge für eine Vereinheitlichung der Ausbil- 
dung. Die Kultusministerkonferenz und die Arbeits- und 
Sozialministerkonferenz beschlossen dann 1984/85 eine 
Rahmenvereinbarung, die Mindestanforderungen an 
Dauer und Inhalte der Ausbildung festlegte, die Finan- 
zierung der Ausbildung jedoch nicht mitumfasste. Die 
demographische Entwicklung zeigt ein stetiges Anwach- 
sen des älteren Bevölkerungsteils. Die Attraktivität der 
Altenpflegeausbildung musste erhöht werden, um in der 
Konkurrenz um den Berufsnachwuchs bestehen zu kön- 
nen. Nachdem die Bundesregierung den Eindruck ge- 
wonnen hatte, dass die Mehrheit der Länder zur Aufgabe 
ihrer überwiegend schulrechtlichen Ausbildungsregelun- 
gen zur Vermeidung künftiger personeller Engpässe be- 
reit sein könnte, prüfte sie die Gesetzgebungszuständig- 
keit des Bundes mit positivem Ergebnis. Daraufhin wur- 
de in Zusammenarbeit mit Fachleuten der Länder, der 
Kommunalen Spitzenverbände und der Wohlfahrtsver- 
bände, die ihre Kompetenz ohne Verpflichtung für die 
entsendende Stelle einbrachten, der vorliegende Entwurf 
erarbeitet. 


Der Aufbau des Gesefzes folgt dem des Krankenpflege- 
gesetzes. Auch die Bestimmungen über die Dauer der 
Regelausbildung von drei Jahren, die Zugangs Vorausset- 
zungen, den Schutz der Berufsbezeichnung, die Gestal- 
tung des Ausbildungsverhältnisses und den Anspruch auf 
Ausbildungsvergütung folgen überwiegend diesem Vor- 
bild. Daher ist es auch beabsichtigt, eine gemeinsame 
Ausbildung für die Altenpflege und die Krankenpflege 
im Interesse einer späteren integrierten Ausbildung in 
einem Bundesland modellhaft zu erproben. 

Die dreijährige Dauer der Erstausbildung ist erforderlich, 
um die heute unverzichtbaren Ausbildungsinhalte für die 
moderne Altenpflege jungen Menschen vermitteln zu 
können. Im übrigen soll damit auch die Gleichwertigkeit 
der Altenpflegeausbildung unterstrichen und das An- 
sehen dieses Berufes gehoben werden. 

Berufsbegleitende und damit entsprechend verlängerte 
Ausbildungen sind möglich. Für die Altenpflege nütz- 
liche Ausbildungen können zur Verkürzung der Aus- 
bildung führen. 

Das ist für Bewerberinnen und Bewerber, die pflegeri- 
sche, soziale oder sozialpädagogische Ausbildungen ab- 
geschlossen haben, von besonderer Bedeutung. Für Um- 
schulungen gilt die Sonderregelung des § 26. Die ab- 
schließende Prüfung ist unabhängig von der Ausbil- 
dungsdauer für alle gleich. 

Das Gesetz enthält eine Rahmenvorgabe an diejenigen 
Länder, die eine Ausbildung für die Altenpflegehilfe für 
erforderlich halten. Hierdurch kann auch diese Berufsbe- 
zeichnung geschützt und der Helferberuf in der Alten- 
pflege qualifiziert werden. Durch die Möglichkeit, Aus- 
bildungen für die Altenpflegehilfe einzurichten, soll 
mittelfristig eine Entlastung der Fachkräfte in dem Be- 
reich der Grundpflege und der hauswirtschaftlichen Ver- 
sorgung herbeigeführt werden. 

Es gibt Personenkreise, für die eine Altenpflegeausbil- 
dung jedenfalls zunächst nicht in Betracht kommt und 
die durch die kürzere und weniger theoretische Ausbil- 
dung in der Altenpflegehilfe zusätzlich für eine tarifver- 
traglich abgesicherte Tätigkeit in der Altenpflege ge- 
wonnen werden könnten. Dies würde nicht nur die per- 
sonellen Probleme im Pflegebereich mindern, sondern 
auch vielen für diese Aufgabe Geeigneten die oft einzige 
Chance eröffnen, eine qualifizierte Tätigkeit auf dem 
allgemeinen Arbeitsmarkt auszuüben. Daher hat die 
Bundesregierung erwogen, auch die Altenpflegehilfe- 
ausbildung verbindlich zu regeln und abschließend aus- 
zugestalten. Wegen der Bedenken aus den Ländern und 
den Fachkreisen hat sie diese Absicht jedoch zurückge- 
stellt. 

Der Zugang zu den Berufen wird durch die Erteilung 
einer Erlaubnis zur Führung der Berufsbezeichnung er- 
öffnet. Sie ist an das Vorliegen von Voraussetzungen 
gebunden. Diese umfasst neben der Erfüllung der Aus- 
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bildungsvoraussetzungen die gesundheitliche Eignung 
für die Ausübung des Berufs. 

Der Entwurf sieht außer den Regelungen für den Zugang 
zum Beruf Vorschriften über die Zuständigkeit der Be- 
hörden sowie Bußgeld- und Übergangsregelungen vor. 
Die Einzelheiten der Altenpflegeausbildung und Näheres 
über die staatliche Prüfung sollen durch eine Rechtsver- 
ordnung des Bundesministeriums für Familie, Senioren, 
Frauen und Jugend geregelt werden. 

Der Rechtsstatus der Schülerinnen und Schüler in der 
Altenpflege und Altenpflegehilfe soll unter Berücksich- 
tigung der Besonderheiten demjenigen der Auszubilden- 
den in anderen Berufen angeglichen werden. Die im Ab- 
schnitt 4 vorgesehenen Regelungen gestalten das Aus- 
bildungsverhältnis in Anlehnung an entsprechende Vor- 
schriften des Krankenpflegegesetzes. Daraus ergibt sich, 
dass die Ausbildung in einem arbeitsrechtlich gestalte- 
ten Ausbildungsverhältnis erfolgt, neben dem - soweit 
es in einem Bundesland praktiziert wird - ein Schul- 
verhältnis bestehen kann. Die Anwendung des Be- 
rufsbildungsgesetzes ist ausgeschlossen, weil das Alten- 
pflegegesetz die Ausbildung zu den dort genannten Be- 
rufen abschließend regelt. 

Die Ausbildung für den Beruf der Altenpflegerin und des 
Altenpflegers wird im Rahmen der Gesetzgebungskom- 
petenz des Bundes unter Beachtung schulrechtlicher 
Strukturen der Länder als eigenständige Ausbildung ge- 
regelt. Die Ausbildung in der Altenpflegehilfe kann im 
Rahmen der Vorgabe des Bundes von den Ländern aus- 
gestaltet werden. Hierdurch soll ihnen ermöglicht wer- 
den, eigene Ausbildungsregelungen beizubehalten oder 
zu entwickeln. 

Wie bei den Krankenpflegeschulen handelt es sich bei 
den Altenpflegeschulen um Einrichtungen im Bereich 
zwischen der dual-betrieblichen Ausbildung einerseits 
und den schulischen Ausbildungsgängen andererseits. 
Mit den Bezeichnungen „Schule“, „Schülerin“ und 
„Schüler“ ist die Terminologie des Krankenpflegegeset- 
zes übernommen worden. Die Frage, ob durch eine Aus- 
bildung nach diesem Gesetz die Berufsschulpflicht er- 
füllt wird, ist von den Ländern zu beantworten. 

Für ein Gesetz über die Berufe in der Altenpflege besteht 
eine Gesetzgebungskompetenz des Bundes. Sie ergibt sich 
aus Artikel 74 Abs. 1 Nr. 19 Grundgesetz. Die Gesetzge- 
bungskompetenz für Regelungen über das Ausbildungs- 
verhältnis ergibt sich aus Artikel 74 Abs. 1 Nr. 12 Grund- 
gesetz. Die psychologischen und sozialen Aufgaben der 
Altenpflegerin und des Altenpflegers stehen einer Zuord- 
nung zu der Kompetenzmaterie der Zulassung zu Heilbe- 
rufen nicht entgegen, da der medizinisch-pflegerische und 
der sozialpflegerische Bereich im Sinne einer ganzheitli- 
chen Hilfe eine notwendige Einheit darstellen. Der me- 
dizinisch-pflegerische Teil der Ausbildung überwiegt. 

Eine bundesrechtliche Regelung der Ausbildung für die 
Berufe in der Alfenpflege einschließlich der Gewährung 
eines Rechtsanspruchs auf Ausbildungsvergütung trägt 
dazu bei, eine ausreichende Zahl von Fachkräften für die 
Altenpflege zu gewinnen. Um den Verbleib im Beruf zu 
ermöglichen und die Fluktuation des Fachpersonals zu 
mindern, müssen Verbesserungen im Berufsalltag hin- 


zukommen sowie Perspektiven für den Aufstieg im Be- 
ruf angeboten werden. Aufstiegschancen können durch 
Angebote an Fort- und Weiterbildung sowie für den Er- 
werb der Fachhochschulreife, z. B. an Berufsaufbau- 
schulen, eröffnet werden. 

Kosten 

Die Kosten der Ausbildungsvergütung sind von der 
Pflegeversicherung sowie ggf von Selbstzahlem und 
den Trägem der Sozialhilfe zu tragen. 

Bei der Berechnung der Kosten der Ausbildungsvergü- 
tung wird von insgesamt 37 500 Altenpflegeschülerinnen 
und Altenpflegeschülern, davon 25 000 in der zweijähri- 
gen Ausbildung, ausgegangen. 

Etwa 25 000 Altenpflegeschülerinnen und Altenpflege- 
schüler in der verkürzten zweijährigen Ausbildung er- 
halten Leistungen nach dem Dritten Buch Sozialgesetz- 
buch. Sie sind daher für die Berechnung der Kosten der 
Ausbildungs Vergütung nicht bedeutsam. Wird unterstellt, 
dass die Ausbildungsvergütung künftig derjenigen in der 
Krankenpflege entspricht, dann ist derzeit unter Ein- 
beziehung von Weihnachts- und Urlaubsgeld, Arbeit- 
geberleistungen zur Sozialversicherang und sonstigen 
Nebenkosten ein jährlicher finanzieller Aufwand von 
rd. 20 000 DM je Schülerin oder Schüler, als Mittelwert 
für die neuen und die alten Bundesländer, zugmnde zu 
legen. Die Kosten der Ausbildungsvergütung für 12 500 
Schülerinnen und Schüler betragen demnach annähernd 
250 Mio. DM im Jahr. Werden diese Kosten bundesweit 
allein auf die Entgelte der Alten- und Altenpflegeheime 
umgelegt, so entstünde eine Erhöhung dieser Entgelte 
(bei ca. 592 000 Plätzen in Altenheimeinrichtungen ohne 
Plätze in Altenwohnheimen) um durchschnittlich 500 DM 
im Jahr, also rd. 1,36 DM je Tag. Die o.g. Kosten i.H.v. 
250 Mio. DM werden bereits jetzt zu einem großen Teil 
über die Pflegesätze bzw. über die Entgelte für Pflege- 
leistungen finanziert, da die Bundesländer, die die Aus- 
bildungsvergütung schon heute auf der Grundlage eige- 
ner Vorschriften und von Vereinbamngen eingeführt ha- 
ben, die Kosten der Ausbildungsvergütung bereits in die 
Pflegesätze bzw. Entgelte für Pflegeleistungen einbezo- 
gen haben. Die Kosten vermindern sich weiterhin um 
den Anteil, den die nichtstationären Einrichtungen zu 
tragen haben. 

Werden die Ausgleichsbeträge nicht erhoben, sondern 
die Ausbildungsvergütungen aus vorhandenen Stellen 
der in § 24 genannten ausbildenden Einrichtungen be- 
zahlt, dann verringern sich die Kosten entsprechend. 

Im Hinblick auf den Rahmencharakter der Kostenrege- 
lung dieses Gesetzes (§§ 24, 25) ist die Höhe der dort 
entstehenden Kosten für die o.g. Kostenträger und Ein- 
richtungen abhängig von der Ausgestaltung der Rechts- 
vorschriften in den einzelnen Ländern. 

Die Höhe der Kosten der Vergütung für die Ausbildung 
in der Altenpflegehilfe hängt davon ab, in welchem Um- 
fang die Länder eigenständige Ausbildungen in der Al- 
tenpflegehilfe einrichten. Die Kosten der Ausbildungs- 
vergütung in der Altenpflegehilfe würden gegenwärtig 
- bei Anwendung der Tarife in der Krankenpflegehilfe - 
rd. 18 000 DM je Schülerin oder Schüler betragen. 
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Der Bund wird durch das Gesetz nicht mit zusätzlichen 
Kosten belastet. 

Die Länder sind für die Regelung der Kosten des Unter- 
richts einschließlich der entsprechenden Lehrmittel so- 
wie der Lernmittel zuständig. 

Sie werden nur dann mit höheren Kosten belastet, wenn 
die Kapazität der bestehenden Altenpflegeschulen nicht 
ausreicht. Eine Erhöhung der Investitionskosten und der 
Betriebskosten wird durch das Gesetz unmittelbar nicht 
veranlasst. 

Auf kommunaler Ebene sind nach Einführung der Pfle- 
geversicherung nur noch vergleichsweise geringe Mehr- 
belastungen zu erwarten. Unter der Annahme, dass die 
Pflegeversicherung etwa ^ 1 ^ (etwa 170 Mio.) der Belas- 
tungen durch die Kosten der Ausbildungsvergütung zu 
tragen haben wird und das restliche Drittel (ca. 80 Mio.) 
je zur Hälfte von Selbstzahlem und Sozialhilfeträgem zu 
übernehmen ist, dürfte die Belastung der kommunalen 
Ebene etwa 40 Mio. DM betragen. Dieser Betrag verrin- 
gert sich noch, wenn berücksichtigt wird, dass in einigen 
Bundesländern die Kosten der Ausbildungsvergütungen 
bereits heute in die Pflegesätze bzw. Entgelte für Pfle- 
geleistungen einbezogen werden. 

Das Gesetz wird sich wegen der in die Entgelte be- 
stimmter Heime und für die ambulanten Leistungen ein- 
fließenden Kosten der Ausbildungsvergütung auf die 
Einzelpreise nur geringfügig auswirken und demzufolge 
keine messbaren Auswirkungen auf das Preisniveau, 
insbesondere auf das Verbraucher-Preisniveau, haben. 

Besonderer Teil 

Zu§l 

Nach § 1 ist das Führen einer der Bezeichnungen „Alten- 
pflegerin“, „Altenpfleger“, „Altenpflegehelferin“ oder 
„Altenpflegehelfer“ erlaubnispflichtig. Obwohl damit 
das Gesetz ausdrücklich nur die Berufsbezeichnung un- 
ter besonderen staatlichen Schutz stellt, stellt das vorlie- 
gende Gesetz einen wichtigen Schritt zu einer Quali- 
fizierang der Altenpflege dar, der ergänzt wird durch 
die Heimpersonalverordnung für den stationären 
Bereich, in der der Fachkraft-Begriff definiert und das 
Verhältnis der Fachkräfte zu den Hilfskräften festge- 
legt ist. 

Die Fühmng einer der genannten Bemfsbezeichnungen 
durch Personen, die keine Erlaubnis nach dem Gesetz 
besitzen, wird durch § 28 mit Bußgeld bedroht. 

Die Erlaubnispflicht sowohl des Pflege- als auch des 
Helferbemfes ergab sich aus der Zielsetzung des Geset- 
zes, qualifiziertes Pflegepersonal nicht nur für den Pfle- 
gebereich, sondern auch für die Hilfstätigkeiten zu er- 
halten. 

Zum Inhalt der Erlaubnis wird auf die Ausfühmngen im 
Allgemeinen Teil der Begründung verwiesen. 

Zu §2 

Absatz 1 legt die Voraussetzungen für die Erteilung der 
Erlaubnis fest. Die Bewerberin und der Bewerber müs- 


sen die vorgeschriebene Ausbildung absolviert und die 
jeweils vorgeschriebene Prüfung erfolgreich abgelegt 
haben sowie in gesundheitlicher Hinsicht zur Ausübung 
des Bemfs geeignet sein. Bei Vorliegen der Vorausset- 
zungen besteht ein Rechtsanspruch auf Erteilung der 
Erlaubnis. 

Absatz 2 regelt die Frage der Erlaubniserteilung bei 
gleichwertigen Befähigungsnachweisen im Bereich der 
Altenpflege, die außerhalb des Geltungsbereichs des Ge- 
setzes erworben wurden. 

Durch § 2 Abs. 2 Satz 2 bis 5 werden das am 2. Mai 
1 992 in Porto von der Europäischen Gemeinschaft, ihren 
Mitgliedstaaten und den EFTA-Staaten Unterzeichnete 
Abkommen über den Europäischen Wirtschaftsraum 
(EWR-Abkommen) sowie die Richtlinie 89/48/EWG des 
Rates vom 21. Dezember 1988 über eine allgemeine Re- 
gelung zur Anerkennung der Hochschuldiplome, die eine 
mindestens dreijährige Berufsausbildung abschließen, 
und die Richtlinie 92/51/EWG des Rates vom 18. Juni 
1992 über eine zweite allgemeine Regelung zur Aner- 
kennung beruflicher Befähigungsnachweise in Ergän- 
zung zur Richtlinie 89/48/EWG für die Altenpflegerin- 
nen und Altenpfleger in deutsches Recht umgesetzt. 
Damit ist gewährleistet, dass die um Aufnahme nachsu- 
chende Person, die eines der genannten Diplome nach- 
weist, mindestens über eine dreijährige abgeschlossene 
fachschulische Ausbildung verfügt, die mindestens den 
mittleren Bildungsabschluss voraussetzt (unterster Dip- 
lomlevel nach Artikel 1 Buchstabe a zweiter Gedan- 
kenstrich Buchstabe ii - Anhang C - der Richtlinie 
89/48/EWG) und damit dem Anforderungsspektrum ent- 
spricht, das auch an deutsche Fachkräfte der Altenpflege 
gestellt wird. Ihr gleichgestellt ist die Person, die nur ein 
Prüfüngszeugnis besitzt, wenn sie den Anpassungslehr- 
gang ableistet oder die Ergänzungsprüfung ablegt. 

Die Ausfüllung des Begriffs der „Gleichwertigkeit“ ist 
Sache der zuständigen Behörden der Länder. 

Zu §3 

Die Vorschrift umschreibt das Ausbildungsziel und da- 
mit den staatlichen Ausbildungsauftrag für alle Einrich- 
tungen, die den Abschluss im Sinne von § 1 Nr. 1 ver- 
mitteln wollen. Der Ausbildungsauftrag besteht unab- 
hängig vom einzelnen Ausbildungsvertrag. Kraft Geset- 
zes ist er damit Gegenstand eines jeden Ausbildungsver- 
trags und als gesetzliche Verpflichtung vertraglich unab- 
dingbar. 

Die Ausrichtung der Ausbildungsziele ergibt sich als 
Folge des mit dem Gesetz verfolgten Zieles, die Alten- 
pflege verstärkt zu einer ganzheitlichen Pflege zu entwi- 
ckeln. Diesem Bedürfnis nach ganzheitlicher Ausrich- 
tung der Altenpflege tragen neben den in den Nummern 
1 bis 5 genannten Ausbildungszielen die Betreuungs- 
und Beratungsaufgaben der Nummern 6 bis 8 Rechnung. 

Die Veränderungen in der Alters Struktur verlangen eine 
inhaltliche Änderung der Pflege und damit der Ausbil- 
dung. Die Schülerinnen und Schüler sollen für die Berei- 
che der rehabilitafiv-therapeutischen, musisch-kreativen 
sowie kooperativen und organisatorischen Tätigkeiten 
sensibilisiert, eine positive Einstellung und Haltung ge- 
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genüber älteren Menschen soll aktiviert und verstärkt 
werden. 

Zu §4 

Absatz 1 legt den zeitlichen Rahmen der Ausbildungen 
und die Art ihrer Durchführung fest. Das Nähere über die 
Ausbildung und die staatliche Prüfüng ist in einer Ausbil- 
dungs- und Prüfüngsverordnung zu regeln, für deren Er- 
lass durch das Bundesministerium für Familie, Senioren, 
Frauen und Jugend § 9 eine Ermächtigung vorsieht. 

Die Anhebung der Dauer der Regelausbildung auf drei 
Jahre ist erforderlich, um eine qualifizierte Ausbildung 
zu ermöglichen. Daneben wird hierdurch auch die An- 
gleichung an die Krankenpflege gewährleistet. Die Min- 
deststundenzahl wird in der Ausbildungs- und Prüfungs- 
verordnung festgesetzt werden. 

Die Vereinheitlichung der staatlichen Prüfung, wie sie 
mit der Ausbildungs- und Prüfüngsverordnung erfolgen 
wird, führt u. a. durch die Beteiligung staatlicher Prüfe- 
rinnen und Prüfer zur Durchsetzung eines einheitlichen 
Abschlussstandards. 

Die enumerative Aufzählung der Ausbildungsstellen in 
Absatz 2 ist geboten, um sicherzustellen, dass die Aus- 
bildung nur in dafür geeigneten Einrichtungen durchge- 
führt wird. Insbesondere soll damit vermieden werden, 
dass die Ausbildung in der Altenpflege vorrangig von 
Krankenhäusern ohne entsprechende geriatrische oder 
gerontopsychiatrische Abteilungen durchgeführt wird. 
Es ist jedoch nicht erforderlich, dass die praktische Aus- 
bildung in allen genannten Einrichtungen erfolgt. 

Der Begriff der ,offenen Altenhilfe‘ umfasst alle Ange- 
bote an alte Menschen außerhalb stationärer Einrichtun- 
gen und ambulanter Pflege, so z. B. Altentagesstätten. 
Zur Verwendung des Begriffs ,Altenpflegeschule‘ siehe 
die Begründung zu § 5. 

Absatz 3 regelt das Verhältnis der Altenpflegeschulen zu 
den Einrichtungen. 

Die Gesamtverantwortung für die inhaltliche Gestaltung 
der Ausbildung muss im Interesse der Schülerinnen und 
Schüler eine Stelle tragen. Das kann zum einen die Al- 
tenpflegeschule bzw. ihr Träger sein, sei es, dass diese 
die Ausbildung selbst durchführt, sei es, dass sie die 
Ausbildung im Einzelnen auf Dritte im Rahmen von Ge- 
stellungsverträgen (für den Unterricht) oder von Koope- 
rationsverträgen (für die praktische Ausbildung) übertra- 
gen hat. Zum anderen kann die Gesamtverantwortung 
eine Einrichtung der praktischen Ausbildung bzw. ihr 
Träger tragen, wenn dies nach dem Ausbildungssystem 
der Länder zugelassen oder wegen der tatsächlichen 
Verhältnisse geboten ist. Zur Frage der Trägerschaft der 
Ausbildung in diesen Fällen siehe die Begründung zu 

§ 13. 

Die Festlegung korrespondierender Ausbildungsinhalte 
soll sicherstellen, dass einerseits das in den Altenpflege- 
schulen Gelernte umgesetzt und andererseits das prak- 
tisch Erforderliche theoretisch vertieft werden kann. 

Absatz 4 regelt die Ausbildung in Teilzeitform. Hier- 
durch soll insbesondere älteren, erfahreneren Personen 


die Möglichkeit zur Ausbildung gegeben werden. Die 
Qualität des Ausbildungsberufes verlangt dabei eine 
nach Art und Umfang gleiche Durchführung. Auf eine 
Beschränkung des hierfür in Betracht kommenden Per- 
sonenkreises wurde verzichtet, um den freien Zugang zu 
den Berufen zu gewährleisten. Grundsätzlich ist die be- 
rufsbegleitende Ausbildung parallel zu jeder Berufs- 
ausübung möglich. In der Praxis wird sich dies jedoch 
auf die Begleitung zur Berufsausübung in Teilzeitform 
und auf Tätigkeiten in der Pflege beschränken. 

Die zeitliche Begrenzung ist erforderlich, um Unterbre- 
chungen des Ausbildungszusammenhangs zu vermeiden. 

Durch die Verwendung des Begriffs „die Ausbildung“ 
ist klargestellt, dass die berufsbegleitende Ausbildung 
nach Art und Umfang den gleichen Ausbildungsinhalt 
wie die Ausbildung nach § 4 Abs. 1 umfassen muss. 

Zu §5 

Die Vorschrift bestimmt in Absatz 1, dass die Ausbil- 
dung nur an Schulen erfolgen darf, die als zur Ausbil- 
dung geeignet staatlich anerkannt sind oder bestimmten 
landesrechtlichen Anforderungen genügen. Im übrigen 
steht es den Ländern frei, Organisation und Struktur der 
Ausbildungseinrichtungen selbst zu bestimmen. Der 
Terminus 'Schule' enthält dabei keine Festlegung auf ein 
bestimmtes Ausbildungssystem. Die Bezeichnung soll 
lediglich der strukturellen Angleichung an das Kranken- 
pflegegesetz dienen und den seinerzeit dort geäußerten 
Wünschen Rechnung tragen. Inhaltlich bedeutet die Re- 
gelung eine Stärkung der Länderkompetenz, deren ge- 
wachsene Ausbildungsstrukturen erhalten bleiben sollen. 
Altenpfiegeschulen im Sinne des Gesetzes können daher 
sowohl Schulen auf der Grundlage des Schulrechts der 
Länder (z. B. Berufsschulen, Berufsfachschulen, Fach- 
schulen; auch als anerkannte Privatschulen) als auch 
Ausbildungsstätten eigener Art für den Altenpflegeunter- 
richt sein. 

Absatz 2 enthält die Mindestvoraussetzungen für die 
Eignung der Schulen, die nicht Schulen im Sinne des 
Schulrechts der Länder sind. Durch Landesrecht können 
darüber hinausgehende Anforderungen festgelegt wer- 
den. 

Durch die Verwendung des Begriffs ,Fachkraft‘ in 
Nummer 1 soll den bewährten Fachkräften aus der Pra- 
xis ermöglicht werden, neben den Hochschulabsolventen 
Zugang zu einer Leitungsfunktion zu erhalten. Zu den 
Fachkräften im Sinne des Gesetzes gehören auch die 
Unterrichtsaltenpflegerinnen und Unterrichtsalfenpfie- 
ger. Dabei handelt es sich um Personen, die die Befähi- 
gung zur Unterrichtung durch entsprechende Ausbil- 
dungsangebote in der Fort- und Weiterbildung erworben 
haben. Die „pädagogische Qualifikation“ im Sinne der 
Nummern 1 und 2 kann sowohl durch Aus-, Fort-, und 
Weiterbildung als auch durch mehrjährige Erfahrung er- 
worben werden. 

Nummer 2 lässt das Vorhandensein von pädagogisch 
qualifizierten Fachkräften für die Durchführung des 
Unterrichts genügen. Hierzu gehören neben Unter- 
richtsaltenpfiegerinnen und Unterrichtsaltenpfieger auch 
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andere erfahrene Fachkräfte der Pflege sowie für die 
Spezialfächer des Unterrichts u.a. Ärztinnen und Ärzte, 
Juristinnen und Juristen, Psychologinnen und Psycho- 
logen. 

Die Nachweisregelung in Nummer 4 erfordert nicht, dass 
die notwendige Zahl geeigneter Plätze zur Durchführung 
der praktischen Ausbildung notwendigerweise in den 
Altenpflegeschulen selbst vorhanden sein muss; ein Ko- 
operationsvertrag mit einer geeigneten Einrichtung ge- 
nügt. Dies soll zum einen ermöglichen, dass auch Schu- 
len, die nicht mit Einrichtungen verbunden sind, ausbil- 
den können, zum anderen soll es sicherstellen, dass die 
Schülerinnen und Schüler dort eine qualitativ gleichwer- 
tige Ausbildung erhalten. 

Um im Bedarfsfälle auf eine verantwortliche Person zu- 
rückgreifen zu können, ist bei Kollegialleitungen die Be- 
stimmung erforderlich, dass auch in diesem Fall eine 
Person der Leitung alle Anforderungen erfüllen muss 
(Satz 2). 

Zu §6 

Die Vorschrift regelt die Voraussetzungen für den Zu- 
gang zu den Ausbildungen nach § 4 Abs. 1 . 

Die Festsetzung des Mindestzugangsalters auf 17 Jahre 
begründet sich mit den psychischen Belastungen, denen 
die Schülerinnen und Schüler auch schon zu Beginn ih- 
rer Ausbildung im Rahmen der integrierten Praktika 
ausgesetzt sein können. Satz 3 ermöglicht eine flexible 
Handhabung der Regelung. 

Die gesundheitliche Eignung kann durch amtsärztliches 
Attest nachgewiesen werden. 

Zur einjährigen, der Altenpflege forderlichen Vorbildung 
im Sinne von Nummer 2 Buchstabe a gehören z. B. der 
Besuch der Pflegevorschule, Praktika von entsprechen- 
der Dauer, die Ableistung des freiwilligen sozialen Jah- 
res oder die Ableistung des Zivildienstes in einer sozia- 
len oder sozialpflegerischen Einrichtung. 

Der Begriff der Zweijährigkeit in Nummer 2 Buchsta- 
be b setzt voraus, dass es sich um eine Regelausbil- 
dungsdauer von zwei Jahren handelt. Die dort genannte 
Berufsausbildung ist nicht auf besondere Berufsgruppen 
beschränkt. Zu dieser Gruppe gehört deshalb auch die 
mindestens zweijährige Dienstzeit in der Bundeswehr 
mit erfolgreich abgelegter Unteroffiziersprüfung. 

Zu §7 

Die Verkürzungsregelungen in § 7 sefzen voraus, dass es 
sich um zwar nicht vergleichbare, aber um Berufe mit 
einschlägigen Elementen der Altenpflege und um Perso- 
nen mit Befähigung zum Beruf handelt. Wegen des ho- 
hen Anteils sozialpflegerischer Inhalte bei diesem Beruf 
erscheint es vertretbar, hier nicht nur Zeiten einer ande- 
ren Ausbildung, sondern auch Tätigkeiten anzurechnen, 
bei denen während eines längeren Zeitraums dem Aus- 
bildungsziel dienliche Kenntnisse und Erfahrungen er- 
worben worden sind. 

Der Begriff ,Verkürzung‘ bedeutet die Vermittlung des 
im Wesentlichen gleichen Ausbildungsinhalts in einer 


kürzeren Zeit ohne Wegfall einzelner Ausbildungsan- 
teile. 

Den in Absatz 1 genannten Berufsgruppen soll aufgrund 
ihrer einschlägigen beruflichen Qualifikation der Zugang 
zu einer verkürzten Ausbildung ermöglicht werden. Der 
Umfang der Verkürzung für die Krankenpflegeberufe in 
Nummer 1 ist wegen des hohen medizinisch-pflegeri- 
schen Anteils an der Altenpflegeausbildung gerechtfer- 
tigt. Eine entsprechende Regelung im Krankenpflegege- 
setz wird erwartet. Zu den einschlägigen Ausbildungen 
im Sinne von Nummer 2 gehören z. B. die Ausbildungen 
in der Altenpflegehilfe, Krankenpflegehilfe, Heilerzie- 
hungspflege, Kinderpflege, Entbindungspflege, Haus- 
und Familienpflege, die Dorfhelferin bzw. die ländliche 
Familienpflegerin, aber auch die der Sozialarbeite- 
rin/Sozialpädagogin, Erzieherin und Heilpädagogin. Den 
in Absatz 1 Nr. 3 genannten Personen soll ihre Erfahrung 
in der Pflegetätigkeit die Möglichkeit einer verkürzten 
Ausbildung eröffnen. Um eine gewisse Gleichwertigkeit 
zu den Nummern 1 und 2 herzustellen, ist dabei Voraus- 
setzung, dass es sich in dem genannten Zeitraum um eine 
zeitlich überwiegende Tätigkeit gehandelt haben muss. 

In Absatz 2 werden keine besonderen Berufsgruppen ge- 
nannt, um den Behörden im Einzelfall die volle Ent- 
scheidung über die Dauer der Verkürzung zu ermögli- 
chen. 

Dazu zählen z. B. die Ausbildungen im Bereich der 
Hauswirtschaft, im Sanitätsdienst der Bundeswehr, des 
Bundesgrenzschutzes oder der Polizei eines Landes, so- 
fern diese mit der Sanitätsprüfung und dem fachlichen 
Teil der Unteroffziersprüfung für Unteroffiziere im Sa- 
nitätsdienst der Bundeswehr oder mit der Fachprüfung 
für die Verwendung als Sanitätsbeamte im Bundesgrenz- 
schutz oder für die Verwendung im Sanifätsdienst der 
Polizei eines Landes abgeschlossen wurde. 

Zu diesen Ausbildungen zählen aber auch die von § 2 
Abs. 2 nicht erfassten - weil nicht mit der Altenpflege- 
ausbildung insgesamt vergleichbaren - Befähigungs- 
nachweise, die außerhalb des Geltungsbereichs dieses 
Gesetzes erworben wurden. 

Zu §8 

Hierbei handelt es sich um die Anrechnung von Unter- 
brechungen der Ausbildung. 

Die Unterscheidung zwischen ,Urlaub‘ und ,Ferien‘ in 
Absatz 1 Nr. 1 ist darauf zurückzuführen, dass in einigen 
Ländern die Altenpflegeschulen dem Landesschulrecht 
unterstehen, dem der Begriff , Urlaub ‘ fremd ist. 

Ein besonderer Härtefall im Sinne von Absatz 2 liegt 
vor, wenn sonstige Umstände die Schülerin oder den 
Schüler hindern, an der Ausbildung teilzunehmen, wobei 
an die Entscheidung über das Vorliegen eines Härtefalls 
ein strenger Maßstab anzulegen ist. So sollen auch über 
die festgelegten Zeiten hinausgehende Unterbrechungen 
z. B. aus Gründen des Mutterschutzes einer Schülerin 
angerechnet werden können, wenn unter Abwägung der 
Umstände des Einzelfalles eine Anrechnung gerecht- 
fertigt und das Ausbildungsziel dadurch nicht gefährdet 
erscheint. 
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Die Höchstzeitenregelung des Absatzes 2 verfolgt die 
gleiche Zielsetzung wie die Regelung in § 4 Abs. 4. Im 
Interesse der Qualität der Ausbildung sollen zu große 
Unterbrechungen der Ausbildung vermieden werden. 

Unter den Begriff des anderen Falles im Sinne von Ab- 
satz 2 Satz 2, in dem die Ausbildungsdauer verlängert 
wird, fällt auch der Erziehungsurlaub. 

Zu §9 

Die Vorschrift enthält die Ermächtigung an das Bundes- 
ministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
eine Ausbildungs- und Prüfungsverordnung für den 
Beruf der Altenpflegerin und des Altenpflegers zu erlas- 
sen. 

Durch § 9 Abs. 2 wird das Bundesministerium für Fami- 
lie, Senioren, Frauen und Jugend ermächtigt, in der 
Rechtsverordnung nach Absatz 1 das zum Vollzug der 
Anerkennung von Diplomen von Staatsangehörigen der 
Mitgliedstaaten der EG und der Vertragsstaaten des Ab- 
kommens über den Europäischen Wirtschaftsraum not- 
wendige Verwaltungsverfahren nach Maßgabe der ge- 
nannten Richtlinien 89/48/EWG und 92/51/EWG näher 
zu regeln. Auf die Begründung zu § 2 Abs. 2 Satz 2 bis 5 
wird ergänzend Bezug genommen. 

Zu§ 10 

Die Regelung hat den Zweck, den Beruf in der Alten- 
pflegehilfe ebenso wie den Beruf in der Altenpflege be- 
stimmten Qualitätsanforderungen zu unterwerfen. Durch 
das Hilfspersonal wird ein wesentlicher Pflegeteil abge- 
deckt, sodass eine ungeschützte Berufsbezeichnung und 
damit eine Berufsausbildung ohne inhaltliche Vorgaben 
im Interesse der Pflegebedürftigen nicht zu verantworten 
wäre. 

Gleichzeitig stellt die ausdrückliche Aufnahme des Be- 
rufs in der Altenpflegehilfe in eine gesetzliche Regelung 
einen Beitrag zur Verbesserung des Berufsbildes dar. 

Zu§ 11 

Absatz 1 regelt die Mindestanforderungen an die Aus- 
bildung. Sachlich handelt es sich bei der Altenpflege- 
hilfeausbildung um eine eigenständige Berufsausbil- 
dung. Die Trennung der beiden Ausbildungsgänge ist 
geboten, um den Eigenheiten der jeweiligen Berufe Rech- 
nung tragen zu können. Die Altenpflegeausbildung hat ei- 
ne andere Zielsetzung und Qualität als die Helferausbil- 
dung. Die Festsetzung der Ausbildungsdauer auf mindes- 
tens zwölf Monate berücksichtigt die Regelungen einiger 
Länder und bietet die Gewähr für eine gewisse Ausbil- 
dungsqualität. Die häufig noch vorzufindenden kürzeren 
Ausbildungen sind demgegenüber nicht ausreichend. 

Die Regelung der Teilzeitausbildung in Absatz 2 ent- 
spricht der Regelung von § 4 Abs. 4 für die Ausbildung 
in der Altenpflege. 

Absatz 3 geht davon aus, dass die Ausbildung für die 
Altenpflegehilfe in Altenpflegeschulen durchgeführt 
wird. Der Bundesgesetzgeber kann dies jedoch nicht 
zwingend vorschreiben. 


Zu § 12 

Die Ermächtigung ermöglicht es den Ländern, ihre bis- 
herigen Strukturen zu bewahren und die für sie praktika- 
belste Lösung für die Altenpflegehilfeausbildung im 
Rahmen der Einzelvorgaben der §§ 10 bis 12 zu finden. 
Die Kompetenzen der Länder sind dabei auf diesen 
Rahmen beschränkt, da die Regelungen des Gesetzes 
(mit Ausnahme des Abschnitts 2) für die Altenpflege- 
hilfe gleichermaßen gelten. 

Es bleibt den Ländern überlassen, ob sie die Ausbildung 
in der Altenpflegehilfe einführen oder nicht. 

Zu § 13 

Es wird vorgeschrieben, dass der Ausbildungsträger, der 
eine andere Person zur Ausbildung nach diesem Gesetz 
einstellt, mit dieser einen Ausbildungsvertrag schließen 
muss. Es wird jedoch nur ein Ausbildungsverhältnis für 
die gesamte Ausbildungszeit begründet. Träger der Aus- 
bildung können sein: 

1. der Träger der Altenpflegeschule bzw., bei rechtli- 
cher Selbständigkeit, die Schule selbst, 

2. der Träger der Einrichtung der praktischen Ausbil- 
dung, in der der größte Ausbildungsabschnitt abge- 
leistet wird, 

3. Dritte, die über sogenannte Gestellungs Verträge mit 
den Schulen Träger der Ausbildung sind. 

§13 geht von anderen Voraussetzungen aus als § 4. § 4 
regelt, wer im Innenverhältnis der an der Ausbildung 
beteiligten Einrichtungen die Gesamtverantwortung für 
die inhaltliche Gestaltung trägt. Für § 13 ist hingegen 
entscheidend, wer den Ausbildungsvertrag mit der 
Schülerin oder dem Schüler geschlossen hat und ihnen 
gegenüber rechtlich verantwortlich ist. 

Der Träger der Ausbildung ist deshalb nicht notwendig 
identisch mit dem Träger der Gesamtverantwortung; in 
der Regel wird es aber so sein. 

Absatz 2 hat reine Beweissicherungsfunktion. Bestimmte 
Mindestangaben müssen in den Ausbildungsvertrag auf- 
genommen werden. Jedem Vertragspartner ist eine Aus- 
fertigung auszuhändigen. Entsprechendes gilt bei Ände- 
rung des Ausbildungsvertrages (Absatz 5). 

Inhaltlich entspricht diese Regelung Teilen von §§ 3 und 4 
Berufsbildungsgesetz (BBiG). 

Zu § 14 

Es handelt sich um eine Schutzvorschrift zugunsten 
der Schülerinnen und Schüler, die sich ,Auszubildende‘ 
in einer abhängigen und daher besonders schutzwürdi- 
gen Lage befinden. Sinn der Vorschrift ist es, die 
Ausnutzung dieser Situation zu Vertragsvereinbarungen, 
die der Schülerin oder dem Schüler schaden, zu verhin- 
dern. 

„Entschädigung“ i. S. von Absatz 2 Nr. 1 ist z. B. das 
fiühere „Lehrgeld“. 

Inhaltlich entspricht die Vorschrift im wesentlichen § 5 
BBiG. 
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Zu§ 15 

Die Vorschrift regelt die Pflichten des Trägers der Aus- 
bildung, in angemessener und zweckmäßiger Weise die 
Ausbildung zu strukurieren und die Lernmittel für die 
praktische Ausbildung der Schülerin und dem Schüler 
kostenlos zur Verfügung zu stellen. 

Absatz 2 stellt sicher, dass die Schülerin und der Schüler 
nur mit solchen Tätigkeiten betraut werden, die dem 
Ausbildungszweck dienen und sie nicht überfordem. 
Dies soll auch verhindern, dass der Träger der Aus- 
bildung die Schülerin und den Schüler in Anrechnung 
auf den Stellenplan als reine Arbeitskraft einsetzt. 

Inhaltlich entspricht die Vorschrift Teilen des § 6 BBiG. 

Zu§ 16 

Die Vorschrift umschreibt die Pflichten der Schülerin 
und des Schülers. Diese haben sich zu bemühen, ihr 
Ausbildungsziel zu erreichen und bestimmte Rechte und 
Pflichten zu beachten. 

Inhaltlich entspricht die Vorschrift Teilen des § 9 BBiG. 

Zu§ 17 

Absatz 1 regelt den Anspruch der Schülerin und des 
Schülers auf eine Ausbildungsvergütung. 

Die Vorschrift ist geschaffen worden, um das Berufsbild 
zu verbessern und einen Anreiz für Ausbildungswillige 
zu bieten, aber auch um eine allgemeine Gleichstellung 
mit den Berufen in der Krankenpflege zu erreichen. 

Die Vorschrift entspricht Teilen der §§ 10 und 12 BBiG. 

Zu§ 18 

Es handelt sich um eine den besonderen Belangen der 
jeweiligen Ausbildungen nach diesem Gesetz entspre- 
chende Probezeit. 

Zu§ 19 

Die Regelung stellt sicher, dass die Ausbildungszeit in 
den Fällen, in denen die Prüfung aus organisatorischen 
Gründen vorgezogen wird, mit dem Bestehen der Prü- 
fung endet. Damit ist im Anschluss an die erfolg- 
reich abgelegte Prüfung - durch die die Qualifikation als 
Altenpflegerin oder Altenpfieger nachgewiesen wurde - 
ein Beschäftigungsverhältnis als Fachkraft mit entspre- 
chender Entlohnung zu begründen. 

Der in Absatz 2 vorgesehene Antrag ist an den Träger 
der Ausbildung zu richten. 

Inhaltlich entspricht die Vorschrift S 14 Abs. 1 und 3 
BBiG. 

Zu §20 

Es werden die üblichen Regelungen für die Kündigung 
von Ausbildungsverhältnissen während und nach der 
Probezeit getroffen. Ein wichtiger Grund für eine frist- 
lose Kündigung (Absatz 2 Nr. 1) ist insbesondere dann 
gegeben, wenn nach Feststellung der zuständigen Be- 


hörde die Voraussetzungen für die Erteilung der Erlaub- 
nis nicht oder nicht mehr vorliegen oder wenn ein er- 
heblicher Verstoß gegen die für die Schule geltende 
Ordnung bzw. die in § 17 genannten Verpflichtungen 
festgestellt wird. § 626 Abs. 1 BGB findet ergänzende 
Anwendung. 

Die Anforderungen an das Kündigungsverfahren (z. B. 
Abmahnung) richten sich nach der Schwere des jeweili- 
gen Grundes und der Ausgestaltung durch die Recht- 
sprechung. 

Inhaltlich entspricht die Vorschrift § 15 BBiG. 

Zu §21 

Es handelt sich um eine Schutzvorschrift für Schülerin- 
nen und Schüler, die dem Rechtsgedanken des § 625 
BGB entspricht. 

Die Formulierung ,im Anschluss an das Ausbildungs- 
verhältnis‘ bedeutet nicht unbedingt, dass die Ab- 
schlussprüfüng bestanden oder eine Erlaubnis zur Füh- 
rung der Berufsbezeichnung erteilt sein muss. 

Die Vorschrift entspricht inhaltlich § 17 BBiG. 

Zu §22 

Nach dieser Vorschrift - unbeschadet des § 23 - können 
Vorschriften des 4. Abschnitts des Gesetzes in keinem 
Fall zu Ungunsten der Schülerinnen und Schüler abbe- 
dungen werden. 

Inhaltlich entspricht die Vorschrift § 18 BBiG. 

Zu §23 

Entsprechend dem Autonomiestatut des Artikels 140 GG 
i. V. m. Artikel 137 Abs. 3 der Weimarer Reichsverfas- 
sung sollen auf solche Schülerinnen und Schüler, die zu 
einer Kirche oder einer sonstigen Religionsgesellschaft 
in einem besonderen Rechtsverhältnis stehen und ihre 
Ausbildung in einer Einrichtung dieser Religionsgesell- 
schaft ableisten, die Vorschriften des 4. Abschnitts über 
das Ausbildungsverhältnis keine Anwendung finden. Der 
staatliche Ausbildungsauftrag ist bereits durch § 3 und § 
10 i. V. m. den Vorschriften der Ausbildungs- und Prü- 
füngsverordnung für die Berufe in der Altenpfiege nach 
§ 9 bzw. der Ermächtigung zur Regelung der Ausbil- 
dungs- und Prüfungsverordnung für die Berufe in der 
Altenpfiegehilfe nach § 12 unabhängig vom Bestehen 
eines schulrechtlichen Ausbildungsverhältnisses sicher- 
gestellt. Dieses besondere Verhältnis gilt aber aus- 
schließlich in der o. g. Kombination von besonderem 
Rechtsverhältnis und gleichzeitigem Ausbildungsver- 
hältnis. 

Zu §24 

§ 24 stellt die Rechtsgrundlage für die Aufbringung der 
Kosten der Ausbildungsvergütung über die Entgelte der 
Leistungen der in Absatz 2 genannten Einrichtungen dar. 
Absatz 2 bestimmt die Einrichtungen, die die Kosten der 
Ausbildungsvergütung zu tragen haben. 
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Absatz 2 Nr. 2 bezieht die ambulanten sozialpflegeri- 
schen Dienste in die Aufbringung der Kosten der Aus- 
bildungsvergütung ein. 

Absatz 2 Nr. 3 lässt es zu, dass durch Landesrecht wei- 
tere Einrichtungen für alte Menschen zur Finanzie- 
rung der Ausbildungsvergütung herangezogen wer- 
den können. Flierdurch soll es ermöglicht werden, künf- 
tige Entwicklungen in der Altenpflege - wie z. B. den 
Ausbau teilstationärer Einrichtungen - zu berück- 
sichtigen. 

Die Absätze 2 und 3 stellen klar, dass § 24 - im 
Gegensatz zu § 25 - die Beteiligung an den Kosten auf 
die unmittelbar an einer Ausbildung beteiligten Ein- 
richtungen beschränkt. Absatz 3 bezieht sich nur auf 
die in Absatz 2 genannten Einrichtungen und bestimmt, 
dass bei Beteiligung mehrerer an der Ausbildung die 
Kosten der Ausbildungsvergütung anteilig zu erstatten 
sind. 

Der Begriff „Kosten“ umfasst die Kosten der Ausbil- 
dungsvergütung sowohl in der Zeit der praktischen Aus- 
bildung als auch in der Zeit des Unterrichts. 

Die Kosten können jedoch nur über die Einrichtungen, 
die die praktische Ausbildung durchführen, aufgebracht 
werden, weil diese - im Gegensatz zu den Schulen - die 
Möglichkeit haben, Kosten in ihren Entgelten für Leis- 
tungen einzubringen. Daher sind die Gesamtkosten der 
Ausbildungsvergütung (einschließlich der Zeit des Un- 
terrichts) ausschließlich von diesen Einrichtungen auf- 
zubringen. 

Der Begriff „anteilig“ in Absatz 3 bedeutet deshalb, dass 
der Kostenanteil der Einrichtungen an den Gesamtkosten 
der Ausbildungsvergütung sich nach dem Verhältnis der 
Dauer der praktischen Ausbildung in dieser Einrichtung 
zur Gesamtdauer der praktischen Ausbildung bemisst. 
Eine Einrichtung, die die Schülerin oder den Schüler 
z. B. 20 % der Dauer der praktischen Ausbildung ausge- 
bildet hat, müsste folglich 20 % der Gesamtkosten der 
Ausbildungsvergütung tragen. 

Nach Absatz 4 Satz 1 können die Einrichtungen, die zur 
Erstattung der Kosten der Ausbildungsvergütung heran- 
gezogen werden, dies in den Leistungsentgelten berück- 
sichtigen. Satz 2 stellt klar, dass dies nicht für die Inves- 
titionskosten und die laufenden Betriebskosten (Perso- 
nal- und Sachkosten) der Ausbildungsstätten sowie für 
die Verwaltungskosten des Erstattungs- und Umlagever- 
fahrens gilt. Damit wird vermieden, dass Kosten, die 
grundsätzlich in die Finanzierungs Verantwortung der 
Länder fallen, nicht zu Lasten der Nutzer von Einrich- 
tungen refinanziert werden. 

Absatz 4 Satz 3 ist eine Sonderregelung für zugelassene 
Pflegeeinrichtungen im Sinne des SGB XI sowie für Ein- 
richtungen mit Verträgen nach § 93 BSHG. Hier richtet 
sich die Berücksichtigung von Ausbildungskosten aus- 
schließlich nach den einschlägigen Vergütungs- und 
sonstigen vertraglichen Regelungen in den beiden Geset- 
zen. Die mit der Erstattung verbundenen Belastungen 
können somit nicht einseitig auf bestehende Vergütun- 
gen aufgeschlagen werden; es gilt vielmehr das Verein- 
barungsprinzip mit Konfiiktentscheidung durch eine un- 


abhängige Schiedsstelle. Soweit die Ausbildung in zu- 
gelassenen Pfiegeeinrichtungen absolviert wird, wurde 
durch das Zweite Gesetz zur Änderung des Elften Bu- 
ches Sozialgesetzbuch eine Regelung über die Abrech- 
nung der Kosten der Ausbildungsvergütung in den Pfie- 
gesätzen geschaffen. Diese auf Drängen der Länder auf- 
genommene Vorschrift soll durch die Neuregelung des 
Altenpfiegegesetzes unberührt bleiben. 

Zu §25 

Nach § 25 können die Länder - abweichend von § 24 - 
ein Ausgleichsverfahren zwischen ausbildenden und 
nichtausbildenden Einrichtungen einführen mit der Fol- 
ge, dass die Kosten der Ausbildungsvergütung durch 
Ausgleichsbeträge auch der nichtausbildenden Einrich- 
tungen mitfinanziert werden. 

Satz 3 stellt klar, dass auch ein durch landesrechtliches 
Ausgleichsverfahren (Umlage) die Leistungsentgelte 
nicht mit Investitions- und laufenden Betriebskosten von 
Ausbildungsstätten sowie mit den Verwaltungskosten 
eines Umlageverfahrens belastet werden dürfen. 

Zu §26 

Mit dem Begriff „Umschülerin“ und „Umschüler“ ist der 
Personenkreis umschrieben, der eine berufliche Umori- 
entierung vomimmt; in vielen Fällen erfolgt dies aus 
Gründen des Arbeitsmarktes. 

Die Verkürzung der Ausbildung in Absatz 2 rechtfertigt 
sich daraus, dass Arbeitshaltung, Lebenserfahrung und 
Allgemeinwissen erwachsener Personen mit abgeschlos- 
sener Berufsausbildung oder mehrjähriger beruflicher 
Tätigkeit gegenüber Berufsanfängem in der Regel ge- 
steigert sind. 

Im übrigen sind wegen der hohen Nachfrage nach Alten- 
pflegekräften die Ausnahmeregelungen der Absätze 1 
und 2 zur verstärkten Personalgewinnung erforderlich. 

, Verkürzung' bedeutet auch hier - wie in § 7 - die Ver- 
mittlung des im Wesentlichen gleichen Ausbildungs- 
inhalts in einer kürzeren Zeit ohne Wegfall einzelner 
Ausbildungsinhalte. 

Die Subsidiaritätsvorschrift des Absatzes 4 rechtfertigt 
sich aus der unterschiedlichen Zielsetzung des mit der 
Umschulung verbundenen Zwecks. 

Während die Umschulung im arbeitsmarktpolitischen 
Interesse auch dazu beitragen soll, Arbeitnehmern, ins- 
besondere Arbeitslosen oder sonstigen Personen ohne 
Perspektiven auf dem Arbeitsmarkt, eine qualifizierte 
Ausbildung zu verschaffen, dient die Ausbildung der Be- 
rufsanfänger vorrangig der Nachwuchssicherung. Dieser 
Unterschied erfordert es, die Zahlung der Ausbildungs- 
vergütung dem Bereich der Altenpflege, die Zahlung der 
Leistungen für Umschülerinnen und Umschüler aber 
dem Anwendungsbereich des Dritten Buches Sozialge- 
setzbuch zuzuordnen. 

Als Geldmittel aus öffentlichen Haushalten sind nur sol- 
che Leistungen anzusehen, die unmittelbar zur Sicherung 
des Lebensunterhaltes bzw. als Ausbildungsbeihilfe ge- 
währt werden, nicht aber solche, die nur anlässlich der 
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Ausbildung mit anderer Zielsetzung gezahlt werden 
(z. B. sog. betriebliche Umstellungshilfen für Landwirte, 
die sich beruflich umorientieren). 

Schließlich soll die „soweit“-Regelung denjenigen Per- 
sonen, die Ansprüche nach dem Dritten Buch Sozialge- 
setzbuch haben, die Möglichkeit geben, unter Verzicht 
auf eine Umschulung die dreijährige Ausbildung nach 
§ 4 Abs. 1 zu wählen. 

Zu §27 

Die Vorschrift betrifft die behördlichen Zuständigkeiten 
bei Entscheidungen nach dem Gesetz, soweit von den 
Verwaltungsverfahrensgesetzen abweichend Zuständig- 
keiten vorgesehen sind. Die Abweichungen sind not- 
wendig, weil nur die Behörde, in deren Bereich die Aus- 
bildung absolviert worden ist oder aufgenommen werden 
soll, darüber entscheiden kann, ob eine Erlaubnisertei- 
lung bzw. eine Verkürzung der Ausbildung möglich ist. 

Zu §28 

Wie in anderen Berufszulassungsgesetzen ist das uner- 
laubte Führen von Berufsbezeichnungen als Ordnungs- 
widrigkeit anzusehen. 

Die Berufsbezeichnung ,führt‘, wer sie nach außen für 
sich in Anspruch nimmt. Die Handlung erfordert Vor- 
satz; bedingter Vorsatz genügt. 

Zu §29 

Mit der - rein deklaratorischen - Vorschrift sollen Unsi- 
cherheiten über den Umfang der Anwendung des BBiG 
beseitigt werden. 

Zu §30 

Die Regelung soll sicherstellen, dass nach Landesrecht 
erteilte Anerkennungen weiter bestehen oder begonnene 
Ausbildungen ohne Benachteiligung abgeschlossen wer- 
den können. 

Absatz 1 regelt die Gleichstellung der nach früherem 
Recht erteilten Berufsberechtigungen für die Altenpfle- 
ge. Die Beschränkung der Anerkennung auf die staat- 
lich anerkannten Altenpflegerinnen und Altenpfleger er- 
gibt sich daraus, dass der Begriff ,Altenpflegerin/Alten- 
pfleger‘ bisher nicht generell berufsrechtlich geschützt 
ist. 

Da das Land Bremen das Verfahren der staatlichen An- 
erkennung nicht eingeführt hat, war die getroffene Son- 
derregelung aufzunehmen. 

Für die Altenpflegeausbildung in der ehemaligen DDR 
gilt folgendes: 

Die Berufe in der Altenpflege waren nicht staatlich gere- 
gelt. Lediglich die Evangelische Kirche (und ihre Diako- 
nie) sowie die Katholische Kirche der DDR führten - 
ohne staatliche Anerkennung - Ausbildungen durch. 

Durch Ministerratsbeschluss vom 17. September 1990 
sind bestimmte, im Einzelnen aufgeführte kirchliche 


Ausbildungsstätten als staatlich anerkannte Fachschulen 
in das Fachschulregister aufgenommen und ihnen die 
Berechtigung, bestimmte staatlich anerkannte Berufsab- 
schlüsse zu verleihen, erteilt worden. 

Die dort genannten Fachrichtungen - soweit sie die Al- 
tenpflege betreffen, handelt es sich ausschließlich um 
Fachkraftausbildungen - gelten damit als Landesrecht im 
Sinne von Artikel 37 Einigungsvertrag weiter und sind 
folglich als nach landesrechtlichen Vorschriften erteilte 
Anerkennung im Sinne von § 30 anzusehen. 

Die Erlaubnis nach Absatz 2 erteilt die nach § 27 Abs. 1 
zuständige Behörde. 

Absatz 3 regelt Entsprechendes für die Ausbildung in der 
Altenpflegehilfe. Für diesen Bereich war die Möglich- 
keit der staatlichen Anerkennung bisher in der Regel 
nicht vorgesehen. Um eine gewisse Gleichstellung mit 
neuen Ausbildungen herzustellen, soll nur für abge- 
schlossene Ausbildungen mit einer Mindestdauer von 
zwölf Monaten eine nachträgliche Erlaubnis nach diesem 
Gesetz erteilt werden können. 

Zu §31 

Es ist davon auszugehen, dass bestehende Schulen die 
Anforderungen des Gesetzes bereits weitgehend erfüllen. 
Deshalb soll die Anerkennung grundsätzlich beibehalten 
werden. 

Die zuständigen Behörden haben die bestehenden Ein- 
richtungen zu kontrollieren und für gesetzesmäßige Zu- 
stände zu sorgen, sei es durch Erteilung von Auflagen o- 
der durch Entziehung der Anerkennung nach den Vor- 
schriften der Verwaltungsverfahrensgesetze. 

Übergangsfristen sind für die Schulen nicht vorgesehen, 
damit sie bis zu einer Rücknahme der Anerkennung 
weiterhin als staatlich anerkannt gelten. 

Für die Ausbildungsstätten auf dem Gebiet der ehemali- 
gen DDR gilt das zu § 30 Ausgeführte. 

Zu §32 

Es handelt sich um eine rein deklaratorische Be- 
stimmung, denn die Wirkung des Außerkrafttretens glei- 
cher bzw. entgegenstehender Rechtsvorschriften tritt 
gemäß Artikel 31 Grundgesetz automatisch ein. Die 
Vorschrift ist deshalb allein zur Vermeidung von 
Rechtsunsicherheiten in dieser Form eingeführt wor- 
den. 

Für die Regelungen der ehemaligen DDR gilt das zu 
§ 30 Ausgelührte. 

Zu §33 

Die Vorschrift betrifft das Inkrafttreten des Gesetzes. 

Die Sonderregelung für § 9 des Altenpflegegesetzes ist 
erforderlich, damit bei Inkrafttreten des Gesetzes eine 
Ausbildungs- und Prüfungsverordnung vorliegt, auf die 
sich die Schulen und sonstigen Beteiligten einstellen 
können. 
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Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 


Der Bundesrat hat in seiner 738. Sitzung am 21. Mai 
1999 gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes 
beschlossen, zu dem Gesetzentwurf wie folgt Stellung zu 
nehmen: 

1. Zu § 2 Abs. 1 Nr. 1 

In § 2 Abs. 1 ist in Nummer 1 das Wort „Ausbil- 
dungszeit“ durch das Wort „Ausbildung“ zu erset- 
zen. 

Begründung 

„Ausbildung“ drückt die Qualität aus und nicht nur 
eine irgendwie gestaltete Dauer. 

2. Zu § 2 Abs. 1 Nr. 3 

In § 2 Abs. 1 Nr. 3 ist vor den Wörtern „in gesund- 
heitlicher Hinsicht“ das Wort „nicht“ einzufügen 
und das Wort „geeignet“ durch das Wort „ungeeig- 
net“ zu ersetzen. 

Begründung 

Klarstellung des Gewollten zur Erleichterung der 
V erwaltungspraxis . 

3. Zu § 2 Abs. la - ueu - 

In § 2 ist nach Absatz 1 folgender Absatz la einzu- 
fügen: 

„(la) Die Erlaubnis ist zurückzunehmen, wenn ei- 
ne der Voraussetzungen nach § 2 Abs. 1 Nr. 1 nicht 
Vorgelegen hat. Die Erlaubnis ist zu widerrufen, 
wenn nachträglich die Voraussetzung nach § 2 Abs. 1 
Nr. 2 weggefallen ist. Die Erlaubnis kann widerrufen 
werden, wenn nachträglich die Voraussetzung nach 
§ 2 Abs. 1 Nr. 3 weggefallen ist.“ 

Begründung 

Die Regelung der Altenpflegeausbildung auf der 
Grundlage von Artikel 74 Nr. 19 GG erfordert neben 
der Erlaubniserteilung auch die Regelung des Er- 
laubnisentzugs. Zum Vergleich wird z. B. auf § 3 
KrPflG verwiesen. 

4. Zu § 3 Satz 2 Nr. 1 

In § 3 Satz 2 sind in Nummer 1 die Wörter „medizi- 
nisch-pflegerischen“ durch das Wort „pflegewissen- 
schaftlichen“ zu ersetzen. 

Begründung 

Die moderne Pflege umfasst mehr als eine nur medi- 
zinisch orientierte Pflege. 


5. Zu § 3 Satz 2 Nr. 2 

In § 3 Satz 2 sind in Nummer 2 die Wörter „und 
behinderter“ zu streichen. 

Begründung 

Behandlungsbedürftig sind nur kranke alte Men- 
schen. 

Hier erfolgt eine gleichrangige Nebeneinanderstel- 
lung von kranken und behinderten Menschen. Die 
damit unterstellte Behandlungsbedürftigkeit behin- 
derter alter Menschen stellt eine Abwertung dieses 
Personenkreises dar. Die Behandlungspflege schließt 
kranke alte Menschen und behinderte alte Menschen 
ein, wenn sie aufgrund ihrer Erkrankung der Be- 
handlungspflege bedürfen. 

6. Zu § 3 Satz 2 Nr. 5 

In § 3 Satz 2 sind in Nummer 5 die Wörter „Schwer- 
kranker und“ zu streichen. 

Begründung 

Der Akzent dieses Ausbildungsteilzieles sollte auf 
der Begleitung sterbender alter Menschen liegen, die 
nicht zwangsläufig auch Schwerkranke sein müssen. 
Die Begleitung Schwerkranker ist durch die Teil- 
ziele der Nummern 1 und 2 abgedeckt. 

7. Zu § 3 Satz 2 Nr. 3a - neu - und 5a - neu - 

In § 3 ist der Satz 2 wie folgt zu ändern: 

a) Nach Nummer 3 ist folgende Nummer 3a einzu- 
fugen: 

„3a. die Mitwirkung an qualitätssichemden Maß- 
nahmen in der Pflege und der Behandlung,“ 

b) Nach Nummer 5 ist folgende Nummer 5a einzu- 
fugen: 

„5a. die Anleitung, Beratung und Unterstützung 
von Schülerinnen und Schülern, Hilfskräften 
und Laienpflegekräften,“ 

Begründung zu a) und b) 

Die genannten Kenntnisse, Fähigkeiten und Fertig- 
keiten entsprechen den aktuellen und zukünftigen 
Anforderungen an die Altenpflege, wie sie insbe- 
sondere durch das Elfte Buch Sozialgesetzbuch ver- 
ändert und modernisiert wurden. 

8. Zu § 4 Abs. 1 Satz 1 

§ 4 Abs. 1 Satz 1 ist wie folgt zu fassen: 

„Die Ausbildung dauert unabhängig vom Zeitpunkt 
der staatlichen Prüfung drei Jahre.“ 
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Begründung 

Es bedarf der Klarstellung, dass sich das Ausbil- 
dungsverhältnis in Vollzeitform auch dann über drei 
Jahre erstreckt, wenn die staatliche Prüfung früher 
abgelegt wird. Die neue Formulierung entspricht der 
Regelung in § 5 Abs. 1 Krankenpflegegesetz vom 
4. Juni 1985, die sich bewährt hat. Auf die Änderung 
von § 19 wird verwiesen. 

9. Zu § 4 Abs. 2 Satz 2 und 3 - neu - 

§ 4 Abs. 2 ist wie folgt zu ändern: 

a) Satz 2 ist wie folgt zu fassen: 

„Die praktische Ausbildung soll in mindestens drei 
der folgenden Einrichtungen vermittelt werden: 

1. stationären und teilstationären Einrichtungen 
der Altenpflege, 

2. einem ambulanten Pflegedienst, 

3. einer psychiatrischen Klinik mit gerontopsy- 
chiatrischer Abteilung oder anderen Einrich- 
tungen der gemeindenahen Psychiatrie oder in 
einem Allgemeinkrankenhaus, insbesondere 
mit geriatrischer Fachabteilung oder geriatri- 
schem Schwerpunkt oder einer geriatrischen 
Fachklinik, 

4. Einrichtungen der offenen Altenhilfe.“ 

b) Nach Satz 2 ist folgender Satz 3 einzufügen: 

„Das Nähere regelt die Ausbildungs- und Prü- 
fungsverordnung.“ 

Begründung 

Die praktische Ausbildung - soll sie pädagogisch 
von Nutzen sein - kann nicht an vier verschiedenen 
Praxisstellen stattfinden. Darüber hinaus wird be- 
rücksichtigt, dass Kliniken und Krankenhäuser keine 
Möglichkeit der Refinanzierung der Kosten für die 
Ausbildungsvergütungen haben, sich deshalb also 
nicht an der praktischen Ausbildung von Altenpfle- 
gerinnen und Altenpflegem beteiligen (können). 

10. Zu § 4 Abs. 3 

In § 4 ist der Absatz 3 wie folgt zu fassen: 

„(3) Die Gesamtverantwortung für die Ausbildung 
trägt die Altenpflegeschule, es sei denn, sie wird 
durch Landesrecht einer anderen Einrichtung über- 
tragen. Die Abschnitte des Unterrichts und der prak- 
tischen Ausbildung sind inhaltlich und organisato- 
risch aufeinander abzustimmen. Die Altenpfiege- 
schule unterstützt und fördert die praktische Ausbil- 
dung durch Praxisbegleitung. Die Praxisanleitung ist 
durch die Einrichtungen nach Absatz 2 sicherzu- 
stellen.“ 

Begründung 

Die Änderung entspricht dem Bundesratsentwurf 
vom 26. April 1995, der zutreffend die Verteilung 
der Verantwortung für die Ausbildung zwischen 
Altenpflegeschule und beteiligter Einrichtung regelt. 


11. Zu § 4 Abs. 5 - neu - 

In § 4 wird nach Absatz 4 folgender Absatz 5 ange- 
fügt: 

„(5) Zur zeitlich befristeten Erprobung von Aus- 
bildungsangeboten, die der Weiterentwicklung der 
Pflegeberufe unter Berücksichtigung der berufsfeld- 
spezifischen Anforderungen dienen sollen, können 
die Länder von § 4 Abs. 2 und 3 des Gesetzes sowie 
von der Ausbildungs- und Prüfungsverordnung nach 
§ 9 abweichen, sofern das Ausbildungsziel nicht ge- 
fährdet wird und die Vereinbarkeit mit den maßgeb- 
lichen EG-rechtlichen Bestimmungen gewährleistet 
ist.“ 

Begründung 

Längerfristig besteht ein grundlegender Änderungs- 
bedarf für die Ausbildung im Berufsfeld Pflege. 
Eine Öffnungsklausel, die es den Ländern ermög- 
licht, neue Wege für diese Ausbildung zu erproben 
und zu gewährleisten, ist deshalb nützlich und 
konsequent, wenn der Reförmbedarf bejaht wird. 

12. Zu § 5 Abs. 2 Nr. 1 

In § 5 Abs. 2 Nr. 1 sind nach dem Wort „Berufser- 
fahrung“ die Wörter „oder einem abgeschlossenen 
pflegepädagogischen Studium“ einzufügen. 

Begründung 

Berücksichtigung schulrechtlicher Regelungen; die 
inzwischen eingerichteten pflegepädagogischen Stu- 
diengänge qualifizieren u. a. auch für die Leitung 
einer Altenpflegeschule. 

13. Zu §6 

§ 6 ist wie folgt zu fassen: 

„§6 

Voraussetzung für den Zugang zur Ausbildung ist 
die gesundheitliche Eignung zur Ausübung des Be- 
rufs sowie 

1. der Realschulabschluss oder ein anderer als 
gleichwertig anerkannter Bildungsabschluss oder 

2. der Hauptschulabschluss oder ein als gleichwertig 
anerkannter Bildungsabschluss, sofern eine er- 
folgreich abgeschlossene mindestens zweijährige 
Berufsausbildung oder die Erlaubnis zur Führung 
der Berufsbezeichnungen Altenpflegehelferin, 
Altenpfiegehelfer oder Krankenpflegehelferin, 
Krankenpflegehelfer nachgewiesen wird.“ 

Begründung 

Die Zugangsvoraussetzungen zum Beruf des Alten- 
pflegers müssen denen in anderen Gesundheitsfach- 
berufen entsprechen. In Anbetracht der gestiegenen 
Anforderungen an die pflegerischen Berufe, insbe- 
sondere an selbständige Handlungsweisen im am- 
bulanten Bereich, sollten die Zugangs voraus setzun- 
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gen zu diesen Berufen auf keinen Fall unter denen in 
den anderen Gesundheitsfachberufen liegen. 

In der Erstausbildung erschwert das Zugangsalter des 

17. Lebensjahres erheblich den Übergang von der Re- 
alschule zur Berufsausbildung. Auch in der Kranken- 
pflege haben sich im Ausschuss für Berufe im Ge- 
sundheitswesen die Bundesländer für die Streichung 
dieser Zugangsvoraussetzungen ausgesprochen. 

14. Zu § 7 Abs. 1 und 2 

§ 7 Abs. 1 und 2 sind wie folgt zu fassen: 

„(1) Auf Antrag kann die Dauer der Ausbildung 
nach § 4 Abs. 1 verkürzt werden: 

1. für Krankenschwestern, Krankenpfleger und für 
Kinderkrankenschwestem, Kinderkrankenpfleger, 
Heilerziehungspflegerinnen und Heilerziehungs- 
pfleger mit dreijähriger Ausbildung um bis zu 
zwei Jahre, 

2. für Altenpflegehelferiimen, Altenpflegehelfer, 
Krankenpflegehelferinnen, Krankenpflegehelfer, 
Heilerziehungshelferinnen und Heilerziehungs- 
helfer um bis zu einem Jahr. 

(2) Auf Antrag kann die Dauer der Ausbildung 
nach § 4 Abs. 1 im Umfang der fachlichen Gleich- 
wertigkeit um bis zu zwei Jahre verkürzt werden, 
wenn eine andere abgeschlossene Berufsausbildung 
nachgewiesen wird.“ 

Begründung 

Hinsichtlich der Verkürzungsvorschriften ist die 
Heilerziehungspflege anderen Pflegeberufen gleich- 
zustellen. 

Die Führung eines Familienhaushaltes mit einem 
Kind oder einer pflegebedürftigen Person kann nicht 
zu einer Verkürzung der Ausbildung führen, da we- 
sentliche Vorkenntnisse für die Altenpflegeausbil- 
dung hierdurch nicht erworben werden. 

15. Zu § 8 Abs. 1 Satz 1, Eingang 

In § 8 Abs. 1 Satz 1 sind eingangs nach dem Wort 
„werden“ die Wörter “, soweit sie nicht an Alten- 
pflegeschulen im Sinne des Schulrechts der Länder 
stattfmdet,“ einzufügen. 

Begründung 

Die Regelungen des Absatzes 1 sind an Schulen 
nach den Schulgesetzen der Länder nicht organisier- 
bar, so dass die Ergänzung erforderlich ist. 

16. Zu §8 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 

In § 8 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 ist jeweils das Wort 
„zwölf ‘ durch das Wort „vierzehn“ zu ersetzen. 

Begründung 

Unterbrechungen bei einer Schwangerschaft sollen 
entsprechend den Fristen im Mutterschutzgesetz 
zeitlich angepasst werden. 


17. Zu § 8 Abs. 2 Satz 1 

In § 8 Abs. 2 Satz 1 ist das Wort „werden“ durch das 
Wort „können“ zu ersetzen und hinter dem Wort 
„angerechnet“ das Wort „werden“ einzufügen. 

Begründung 

Um zu sachgerechten Entscheidungen kommen zu 
können, ist der Verwaltung Ermessen einzuräumen. 

18. Zu § 8 Abs. 2 Satz 2 

In § 8 Abs. 2 ist der Satz 2 wie folgt zu fassen: 

„In anderen Fällen kann die Ausbildungsdauer auf 
Antrag entsprechend verlängert werden.“ 

Begründung 

Unterbrechungen der Ausbildung über die in § 8 
Abs. 1 genannten Zeiten hinaus müssen nicht in je- 
dem Fall zu einer Ausbildungsverlängerung führen. 
Es ist durchaus denkbar, dass in Einzelfallen der 
Träger der Ausbildung nicht zu einer Ausbildungs- 
verlängerung bereit ist. 

19. Zu § 8 Abs. 2 Satz 3 

In § 8 Abs. 2 Satz 3 sind die Worte „Sie darf jedoch“ 
durch die Worte „Sie soll jedoch in der Regel“ zu 
ersetzen. 

Begründung 

Die absolute Begrenzung der Ausbildung auf den 
Zeitraum von fünf Jahren sollte vermieden werden, 
um in Einzelfallen auch darüber hinausgehende 
Ausbildungszeiten zu ermöglichen. Unterbrechun- 
gen wegen Schwanger- und Mutterschaft könnten 
dazu führen, dass der Zeitraum von fünf Jahren 
Überschriften werden muss. Wegen des erforder- 
lichen Gesamtzusammenhangs der Ausbildung wird 
sich eine wesentliche Überschreitung von fünf Jah- 
ren in der Regel nicht ergeben. 

20. Zu § 10 

In § 10 ist das Wort „Fachkraft“ durch das Wort 
„Pflegefachkraft“ zu ersetzen. 

Begründung 

Klarstellung, dass eine Altenpflegehelferin aus- 
schließlich bei der Durchführung von Pflegemaß- 
nahmen unter Anleitung einer Pflegefachkraft mit- 
wirkt. 

21. Zu § 11 Abs. 1 Satz 1 

In § 1 1 Abs. 1 ist in Satz 1 das Wort „mindestens“ 
zu streichen. 

Begründung 

Mit Blick auf die analoge Regelung im Kranken- 
pflegegesetz und aufgrund des gesundheits- und 
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sozialpolitischen Handlungsbedarfs für eine bundes- 
einheitliche Altenpflegehelferausbildung, wird durch 
die Streichung eine 12-monatige Altenpflegehelfer- 
ausbildung bundeseinheitlich geregelt. 

Der Inhalt der gewollten Regelung ist durch Absatz 1 
Satz 2 und durch Absatz 2 ausreichend bestimmt. 

22. Zu § 11 Abs. 1 Satz 1 

In § 1 1 Abs. 1 sind in Satz 1 die Wörter „schließt 
mit einer Prüfung ab“ durch die Wörter „besteht aus 
theoretischem und praktischem Unterricht sowie der 
praktischen Ausbildung und schließt mit einer Prü- 
fung ab“ zu ersetzen. 

Als Folge ist in § 1 1 Abs. 1 der Satz 2 zu streichen. 
Begründung 

Da in der Fachausbildung keine Stundenzahlen fest- 
geschrieben sind, erscheint dies in der Altenpflege- 
hilfeausbildung ebenfalls nicht angebracht. 

23. Zu § 12 Nr. 5 

In § 12 ist die Nummer 5 wie folgt zu fassen: 

„5. die Anerkennung von Schulen für die Alten- 
pflegehilfe, die nicht nach dem Schulrecht der 
Länder geregelt sind.“ 

Begründung 
Klarstellung des Gewollten. 

24. Zu § 12 Abs. 2 - neu - 

In § 12 ist folgender Absatz 2 anzufügen: 

„(2) Die Ausbildung kann in der Weise mit der 
Ausbildung in der Altenpflege verbunden werden, 
dass die Abschlussprüfung innerhalb der Ausbildung 
in der Altenpflege erfolgen kann.“ 

Begründung 

Für Schüler, denen es aus verschiedenen Gründen 
absehbar nicht möglich ist, den Abschluss in der 
Altenpflege zu erreichen, soll die Möglichkeit eines 
Berufsabschlusses auf niedrigerem Niveau angebo- 
ten werden können. 

25. Zu § 13 Abs. 1 

§ 13 Abs. 1 ist wie folgt zu ändern: 

a) In Satz 1 ist im 1. Halbsatz vor dem Wort „Aus- 
bildung“ das Wort „praktische“ einzufügen. 

b) Es ist folgender neuer Satz 2 anzufügen: 

„Träger der praktischen Ausbildung können sein: 

1 . der Träger der Altenpflegeschule, 

2. der Träger der Einrichtung der praktischen 
Ausbildung, 

3. Dritte, die mit den Schulen entsprechende 
Verträge abschließen.“ 


c) Nach dem neuen Satz 2 ist ferner folgender Satz 3 
anzu fügen: 

„Die Länder werden ermächtigt, das Nähere zur 
Bestimmung der Träger der praktischen Ausbil- 
dung zu regeln.“ 

Als Folge ist im gesamten Abschnitt 4 des Entwurfs 
jeweils der Begriff „Träger der Ausbildung“ durch 
den Begriff „Träger der praktischen Ausbildung“ zu 
ersetzen. 

Begründung 

Zu Buchstabe a und Buchstabe b sowie Folge- 
änderung: 

Die Frage, wer Träger der praktischen Ausbildung 
sein kann, bedarf der Regelung im Gesetz. 

Zu Buchstabe c: 

Die ergänzende Ermächtigung der Länder dient der 
näheren Bestimmung der Voraussetzungen für die 
Anerkennung der Träger. 

26. Zu § 13 Abs. 2 

§ 13 Abs. 2 ist wie folgt zu fassen: 

„(2) Der Ausbildungsvertrag muss mindestens 
enthalten: 

1. das Berufsziel, dem die praktische Ausbildung 
dient, 

2. den Beginn und die Dauer der praktischen Aus- 
bildung, 

3. die inhaltliche und zeitliche Gliederung der prak- 
tischen Ausbildung gemäß der Ausbildungs- und 
Prüfüngsverordnung, 

4. die Ausbildungsmaßnahmen außerhalb der Ein- 
richtung, 

5. die Dauer der regelmäßigen täglichen oder wö- 
chentlichen praktischen Ausbildung, 

6. die Höhe der monatlichen Ausbildungsvergü- 
tung.“ 

Begründung 

Folgewirkung aus der Änderung zu Absatz 1 sowie 
V erdeutlichungen. 

27. Zu § 13 Abs. 6 - neu - 

In § 13 ist nach Absatz 5 folgender Absatz 6 anzu- 
fügen: 

„(6) Der Vertrag bedarf zu seiner Wirksamkeit in 
den Fällen des Absatzes 1 Satz 2 Nr. 2 und 3 der Zu- 
stimmung der Schule.“ 

Begründung 

Die Schule kann nur dann die Gesamtverantwortung 
für die Ausbildung wahmehmen, wenn sie die Mög- 
lichkeit hat, Verträge mit ungeeigneten Einrichtun- 
gen zu verhindern. 





Drucksache 14/1578 


-24- 


Deutscher Bundestag - 14. Wahlperiode 


28. Zu § 14 Abs. 2 Nr. 1 

In § 14 Abs. 2 ist in Nummer 1 vor dem Wort „Aus- 
bildung“ das Wort „praktische“ einzufügen. 

Begründung 

In manchen Ländern, z. B. in Mecklenburg- Vor- 
pommern gibt es auch Privatschulen, die Ausbildung 
in der Altenpflege anbieten und zur Deckung ihrer 
Kosten Schulgeld erheben. Dieses muss auch wei- 
terhin möglich sein. 

29. Zu § 15 Abs. 1 Nr. 3 - neu - 

In § 1 5 Abs. 1 ist in Nummer 2 am Ende der Punkt 
durch ein Komma zu ersetzen und folgende Num- 
mer 3 anzufügen: 

„3. zu gewährleisten, dass die Möglichkeit zur 
Durchführung entsprechender Anteile der prakti- 
schen Ausbildung in den vorgeschriebenen Ein- 
richtungen und Diensten der Altenhilfe besteht.“ 

Begründung 

Der Träger der praktischen Ausbildung hat zu gewähr- 
leisten, dass die praktische Ausbildung in der vorge- 
schriebenen Form durchgeführt werden kann. Die Ge- 
samtverantwortung der Altenpflegeschule für die Aus- 
bildung nach § 4 Abs. 3 bleibt hiervon unberührt. 

30. Zu § 16 Satz 2 Nr. 2 

In § 16 Satz 2 ist in Nummer 2 das Wort „aufgetra- 
genen“ durch die Wörter „übertragenen Aufgaben 
und“ zu ersetzen. 

Begründung 

Mit dieser Formulierung werden auch die Aufgaben 
berücksichtigt, die die Schule der Schülerin und dem 
Schüler überträgt. 

31. Zu §17 Abs. 1 

In § 17 Abs. 1 sind nach dem Wort „Schüler“ die 
Wörter „für die gesamte Dauer der Ausbildung“ ein- 
zufügen. 

Begründung 
Klarstellung des Gewollten. 

32. Zu § 17 Abs. 1 

In § 17 Abs. 1 ist das Wort „gewähren“ durch fol- 
gende Worte zu ersetzen: 

„zahlen, soweit nicht Ansprüche auf Unterhaltsgeld 
nach dem Dritten Buch Sozialgesetzbuch oder 
Übergangsgeld nach den für die berufliche Rehabi- 
litation geltenden Vorschriften bestehen oder andere 
vergleichbare Geldleistungen aus öffentlichen Haus- 
halten gewährt werden.“ 

Begründung 

Notwendige Änderung aufgrund der Streichung von 
Abschnitt 6 § 26. 


33. Zu § 19 Abs. 1 

In § 19 Abs. 1 sind die Wörter „mit dem Bestehen 
der Prüfung, spätestens“ zu streichen. 

Begründung 

Aus rechtlichen und sozialen Gründen muss das 
Ausbildungsverhältnis bis zum Ende der vorge- 
schriebenen Ausbildungszeit andauern. 

34. Zu § 20 Abs. 2 Nr. 2 

In § 20 Abs. 2 Nr. 2 sind die Wörter “, wenn sie die 
Ausbildung aufgeben wollen“ zu streichen. 

Begründung 

Auch andere Gründe als die endgültige Aufgabe der 
Ausbildung können die Kündigung angezeigt er- 
scheinen lassen. 

35. Zu § 24 

§ 24 ist wie folgt zu fassen: 

„§ 24 

Der Träger der praktischen Ausbildung kann die 
Kosten der Ausbildungsvergütung in den Entgelten 
für seine Leistungen berücksichtigen. Ausgenom- 
men sind 

1. die Aufwendungen für die Vorhaltung, Instand- 
setzung oder Instandhaltung von Ausbildungs- 
stätten, 

2. die laufenden Betriebskosten (Personal- und Sach- 
kosten) der Ausbildungsstätten sowie 

3. die Verwaltungskosten für die Bereitstellung und 
Auszahlung der Ausbildungsvergütung oder für 
ein Ausgleichsverfahren nach § 25. 

Bei Einrichtungen, die zur ambulanten, teil- oder 
vollstationären Versorgung von Pflegebedürftigen 
nach dem Elften Buch Sozialgesetzbuch zugelassen 
sind (zugelassene Pflegeeim-ichtungen), sowie bei 
Einrichtungen mit Vereinbarungen nach § 93 Abs. 2 
des Bundessozialhilfegesetzes richtet sich die Be- 
rücksichtigung der Kosten der Ausbildungsvergü- 
tung einschließlich einer Ausbildungsumlage (§ 25) 
in den Vergütungen ausschließlich nach diesen Ge- 
setzen.“ 

Als Folge ist in § 25 der Satz 3 wie folgt zu fassen: 
„§ 24 Satz 3 bleibt unberührt.“ 

Begründung 

Das vorgeschlagene Erstattungsverfahren unter Be- 
teiligung jeweils mehrerer Einrichtungen, die an 
einen Träger der Ausbildung anteilige Kosten der 
Ausbildungsvergütung erstatten, erscheint nicht prak- 
tikabel und übermäßig verwaltungsaufwendig. 

Darüber hinaus lassen die Vorschriften ungeklärt, 

- wer der den Ausbildungsvertrag schließende Aus- 
bildungsträger ist. 
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- nach welchem Verfahren die Erstattung erfolgt, 

- wer in welcher Höhe die Erstattung (Anteile der 
Ausbildungsvergütung zuzüglich Verwaltungs- 
aufwendungen) festlegt. 

Vorgeschlagen wird darum die Bindung der Ver- 
pflichtung zur Zahlung der Ausbildungsvergütung 
an einen Ausbildungsträger, der diese Aufwendun- 
gen über seine Leistungsentgelte oder - sofern die 
(landes-)rechtlichen Vorgaben dazu ermächtigen - 
über ein Umlageverfahren (§ 25) refinanziert. Den 
an der praktischen Ausbildung nach Maßgabe von 
§ 4 im übrigen beteiligten Einrichtungen entstehen 
insoweit keine Kosten der Ausbildungsvergütung. 

36. Zu § 25 Satz 1 

In § 25 ist der Satz 1 wie folgt zu fassen: 

„Die Landesregierungen werden ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung zu bestimmen, dass zur Aufbrin- 
gung der Mittel für die Kosten der Ausbildungsver- 
gütung (§ 17 Abs. 1) Ausgleichsbeträge erhoben 
werden von 

1 . den Heimen für alte Menschen im Sinne des § 1 
Abs. 1 des Heimgesetzes in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 23. April 1990 (BGBl. I 
S. 763, 1069), zuletzt geändert durch das Zweite 
Gesetz zur Änderung des Heimgesetzes vom 
3. Februar 1997 (BGBl. I S. 158), nicht jedoch 
von Altenwohnheimen, 

2. anderen, nach Landesrecht bestimmten Einrich- 
tungen für alte Menschen, 

3. zugelassenen Pflegeeinrichtungen nach § 72 
SGB XI, und zwar unabhängig davon, ob dort 
Abschnitte der praktischen Ausbildung durchge- 
führt werden.“ 

Begründung 

Folgeänderung zur Änderung von § 24. Es wird 
erforderlich, die in Kostenausgleichsverfahren (Um- 
lagen) einzubeziehenden Einrichtungen zu benen- 
nen. Die Einbeziehung von Einrichtungen im Sinne 
von § 24 Satz 3 in das Umlageverfahren ergibt sich 
durch § 25 Satz 3 i.V.m. § 24 Satz 3. Anders als § 24 
Abs. 2 in der Fassung der BR-Drucksache 162/99 
wird auf die ausdrückliche Benennung von ambu- 
lanten sozialpflegerischen Diensten verzichtet; sol- 
che sind nicht zwangsläufig Einrichtungen für ältere 
Menschen. Die Möglichkeit zum Einbezug von am- 
bulanten sozialpflegerischen Diensten für ältere 
Menschen ist über die Ermächtigungsregelung der 
Nummer 2 abgedeckt. 

37. Zu § 25 Satz 2a - neu - und Satz 2b - neu - 

In § 25 sind nach Satz 2 folgende Sätze 2a und 2b 
einzufügen: 

„Die Höhe der Ausgleichsbeträge richtet sich nach 
den von den Pflegeeinrichtungen erbrachten Pfiege- 
leistungen (Pfiegetage, Pfiegeeinheiten) im Sinne 
des Vierten Kapitels, Dritter Abschnitt des Elften 


Buches Sozialgesetzbuch vom 26. Mai 1994 (BGBl. I 
S. 1014, 2797), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
5. Juni 1998 (BGBl. I S. 1229), oder des Unterab- 
schnitts 10 des Bundessozialhilfegesetzes in der Fas- 
sung vom 23. März 1994 (BGBl. I S. 2005), zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 6. August 1998 (BGBl. I 
S. 2005). In das Ausgleichsverfahren werden Perso- 
nen einbezogen, die die Kosten für die ihnen ge- 
währten Leistungen ganz oder teilweise selbst tra- 
gen.“ 

Begründung 

Aus Rechtsgründen ist eine nähere Bestimmung der 
Bezugsgröße für die Berechnung der Ausgleichsbe- 
träge erforderlich. 

38. Zu Abschnitt 6 § 26 

Abschnitt 6 § 26 ist zu streichen. 

Begründung 

Die Regelung der Ausbildung in der Altenpflege auf 
der Grundlage von Artikel 74 Nr. 19 GG führt zur 
Eingliederung der Altenpfiege in das bundeseinheit- 
liche Heilberufswesen. Dieses setzt bundeseinheitli- 
che Qualitätsstandards mit dem Ziel der Gewähr- 
leistung der Gefahrenabwehr bei der Pflege alter, 
kranker und behinderter Menschen voraus. Ver- 
kürzungen der Ausbildung können deshalb nur bei 
entsprechenden berufsfachlichen Nachweisen, je- 
doch nicht aus arbeitsmarktpolitischen Gründen 
erfolgen. 

39. Zu § 29 Satz 2 - neu - 

In § 29 ist folgender Satz 2 neu anzufügen: 

„In der Freien und Hansestadt Hamburg wird die 
Ausbildung zu den in diesem Gesetz geregelten Be- 
rufen bis zum 3 1 . Juli 2006 weiterhin nach dem Be- 
rufsbildungsgesetz durchgeführt.“ 

Begründung 

Für das Land Hamburg bedeutet die Abkehr vom 
Berufsbildungsgesetz und eine nochmalige Umstel- 
lung zur gemeinsamen Ausbildung in der Kranken- 
und Altenpfiege zweimal eine 100%ige Systemum- 
stellung mit hohen Qualitätsverlusten. 

Folgende Problempunkte können in absehbarer Zeit 
nicht grundlegend ab- bzw. umgebaut werden, um 
kurz darauf erneut die Systemumstellung zugunsten 
der gemeinsamen Pflegeausbildung voranzutreiben: 

- die Ausbildungsvergütung der Auszubildenden ist 
nach dem BBiG in Hamburg gesichert, im Ge- 
gensatz zu einer noch ausstehenden bundesein- 
heitlichen F inanzierungsregelung; 

- die Ausbildungsplätze sind für die Erstausbildung 
in der gewohnten Anzahl nicht finanzierbar. Ge- 
genwärtig leistet das Angebot an Ausbildungs- 
plätzen in der Altenpfiege einen wichtigen Bei- 
trag zur Versorgung aller Hamburger Jugend- 
lichen mit qualifizierten Ausbildungsplätzen; 
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- 1 400 Stunden theoretischer Unterricht für 600 
Auszubildende an der Berufsschule würden haus- 
haltsrechtlich nicht mehr gesichert sein; 

- 600 Stunden fachpraktischer Unterricht durch die 
Betriebe werden bei einer Systemänderung nicht 
refinanziert; 

- mit der Anwendung des BBiG ist gegenwärtig die 
Finanzierung der Unterrichtskosten sowohl für 
die fachtheoretische, die überbetriebliche als auch 
die fachpraktische Ausbildung eindeutig geregelt. 

40. Zu § 31 

§ 3 1 ist wie folgt zu fassen: 

„§31 

Altenpflegeschulen, die vor Inkrafttreten dieses 
Gesetzes nach landesrechtlichen Vorschriften die 
staatliche Anerkennung oder die schulrechtliche Ge- 
nehmigung erhalten haben, gelten als staatlich an- 
erkannt oder schulrechtlich genehmigt nach § 5 
Abs. 1, sofern die Anerkennung oder die schulrecht- 
liche Genehmigung nicht zurückgezogen wird.“ 

Begründung 

Berücksichtigung schulrechtlicher Vorgaben der 
Länder. 

41. Zu §32 

§ 32 ist zu streichen. 

Begründung 

Die Vorschrift hat - wie in der Begründung des 
Entwurfs zutreffend ausgeführt - nur deklaratorische 
Bedeutung. Sie kann jedoch zu Rechtsunsicherheiten 
führen: 

Eine große Zahl der in § 32 aufgeführten landes- 
rechtlichen Vorschriften ist entweder bereits außer 
Kraft getreten, durch neue Vorschriften ersetzt, in 
nicht mehr aktueller Fassung angeführt oder in zu 
weitem Umfang genannt. Eine Streichung des § 32 
vermeidet zudem, dass bei ungenannt gebliebenen 
landesrechtlichen Vorschriften, die den Regelungen 
des Gesetzes widersprechen, Zweifel hinsichtlich 
der Fortgeltung aufkommen können. 

42. Zu § 33 

§ 33 ist wie folgt zu fassen: 

„§ 33 

Dieses Gesetz tritt mit Ausnahme der § 4 Abs. 5 
und § 9 am 1. August 2001 in Kraft. Die § 4 Abs. 5 
und § 9 treten am Tage nach der Verkündung in 
Kraft.“ 

Begründung 

Der Beginn der Ausbildung nach neuem Recht kann 
erst erfolgen, wenn von der Verordnungsermächti- 
gung nach § 9 Abs. 1 (Ausbildungs- und Prüfungs- 
ordnung) sowie von den Ermächtigungen der Länder 


nach § 4 Abs. 3 Satz 1 (Träger der Gesamtverant- 
wortung), § 5 Abs. 2 Satz 3 (Mindestanforderungen 
für Altenpflegeschulen), § 12 (Altenpflegehilfe), 
§ 24 Abs. 2 Nr. 3 (Einrichtungen für alte Menschen), 
§ 25 (Umlage verfahren), § 27 Abs. 3 (Zuständig- 
keitsanordnungen) Gebrauch gemacht wurde, die 
notwendigen Änderungen in den Vergütungs Verein- 
barungen nach SGB XI bzw. BSHG sowie die 
seitens der Sozialhilfeträger und Schulträger ggf 
notwendigen Veränderungen im Haushalt vorge- 
nommen werden konnten. Dies ist frühestens zum 
1. August 2001 der Fall. 

43. Zum Verhältnis deutsches und EU-Recht 

Die Bundesregierung wird gebeten, in der Gegenäu- 
ßerung konkret darzulegen, inwieweit die Verein- 
barkeit der im Gesetzentwurf vorgesehenen Rege- 
lung mit den EU-Vorgaben für die wechselseitige 
Anerkennung von Fachkräften im Bereich der 
Pflegeberufe gewährleistet ist (vgl. Diplom-Richt- 
linie). 

44. Zur Aushildungsvergütung 

a) Der Bundesrat begrüßt die Absicht der Bundes- 
regierung, in einem Gesetz über die Berufe in der 
Altenpflege einen Rechtsanspruch auf Zahlung 
einer Ausbildungsvergütung gegenüber dem Trä- 
ger der praktischen Ausbildung zu begründen. 

b) Der Bundesrat bittet die Bundesregierung vor 
dem Hintergrund der gegen die Umlagefinanzie- 
rung erhobenen verfassungsrechtlichen Beden- 
ken, die leistungsrechtlichen Bestimmungen des 
§ 82a Abs. 2 SGB XI so auszugestalten, dass die 
Kosten der Ausbildungsvergütung dem Träger 
der praktischen Ausbildung in angemessenem 
Umfang erstattet werden mit der Maßgabe, dass 
die Vergütung der allgemeinen Pflegeleistungen 
nicht belastet wird. 

c) Der Bundesrat bittet die Bundesregierung, in ihrer 
Gegenäußerung das Ergebnis der verfassungs- 
rechtlichen Prüfung des Umlageverfahrens mit- 
zuteilen. 

Begründung 

Vor dem Hintergrund der erhobenen verfassungs- 
rechtlichen Bedenken gegen eine Umlagefmanzie- 
rung gewinnt die Finanzierungsregelung nach § 82a 
Abs. 2 SGB XI zunehmend an Bedeutung. Sie kann 
aber nur zu sachgerechten Lösungen führen, wenn 
die einseitige Belastung von Einrichtungen, die 
Ausbildungsverhältnisse eingehen, abgebaut wird. 

45. Zum Gesetzentwurf allgemein 

a) Der Bundesrat begrüßt die Absicht der Bundes- 
regierung, durch den Gesetzentwurf dem drin- 
genden sozial-, gesundheits- und bildungspoli- 
tischen Handlungsbedarf zur Weiterentwicklung 
der Altenpflege zu einem bundeseinheitlichen 
Pflegeberuf Rechnung zu tragen. 
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b) Der Bundesrat bittet die Bundesregierung, ge- 
meinsam mit den Ländern zu prüfen, für wel- 
che Gesundheitsberufe einschließlich der Alten- 
pflege eine dreijährige Umschulung unverzichtbar 
ist. 

c) Der Bundesrat begrüßt die Ankündigung der 
Bundesregierung im 2. SGB III-ÄndG, auf der 
Basis dieser Beratungen entsprechende forder- 
rechtliche Sonderregelungen über das Jahr 2001 
hinaus zu treffen. 
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Anlage 3 


Gegenäußerung der Bundesregierung 

Zu Nummer 1 (§ 2 Abs. 1 Nr. 1) 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag zu. 

Zu Nummer 2 (§ 2 Abs. 1 Nr. 3) 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag zu. 

Zu Nummer 3 (§ 2 Abs. la - neu -) 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag zu. Die 
Sonderregelung gegenüber den allgemeinen Vorschriften 
des Verwaltungsverfahrensgesetzes ist durch das mit der 
Erteilung der Erlaubnis verbundene vorrangige Interesse 
am Schutz des pflegebedürftigen älteren Menschen zu 
rechtfertigen. 

Aus rechtsformlichen Gründen ist die Bezeichnung „§ 2“ 
in allen Sätzen zu streichen und das Wort „Abs.“ jeweils 
durch das Wort „Absatz“ zu ersetzen. 

Zu Nummer 4 (§ 3 Satz 2 Nr. 1) 

Die Bundesregierung lehnt den Vorschlag ab. Unter Be- 
rücksichtigung der Tatsache, dass die Ausbildung in der 
Pflege generell auf pflegewissenschaftliche Erkenntnisse 
zu stützen ist, soll die Formulierung im Regierungsent- 
wurf verdeutlichen, dass der Ausbildung auf der Grund- 
lage medizinisch-pflegerischer Erkenntnisse eine beson- 
dere Bedeutung zukommt. 

Zu Nummer 5 (§ 3 Satz 2 Nr. 2) 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag zu. 

Zu Nummer 6 (§ 3 Satz 2 Nr. 5) 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag zu. 

Zu Nummer 7 (§ 3 Satz 2 Nr. 3a - neu - und Nr. 5a 
- neu -) 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag zu Nr. 3 a- 
neu - zu. Sie ist allerdings der Auffassung, dass die Si- 
cherung der Qualität der Pflege auch ohne besondere 
Erwähnung bei allen Ausbildungszielen des § 3 zu be- 
achten ist. 

Die Bundesregierung lehnt den Vorschlag zu Nr. 5a - 
neu - ab. Die Anleitung von Schülerinnen und Schülern 
entspricht nicht der in Satz 2 aufgeführten Kategorie von 
Ausbildungszielen. Diese sind auf die Aufgaben im Ver- 
hältnis zur pflegebedürftigen Person ausgerichtet. Unab- 
hängig davon vertritt die Bundesregierung die Auffas- 
sung, dass diese Aufgabenstellung nicht zu den im Ge- 
setz besonders hervorzuhebenden Ausbildungsschwer- 
punkten zu rechnen ist. Dem Anliegen des Bundesrates 


im übrigen wird durch § 3 Satz 2 Nr. 2 und 8 und Satz 3 
des Regierungsentwurfs weitgehend Rechnung getra- 
gen. 

Zu Nummer 8 (§ 4 Abs. 1 Satz 1) 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag zu. 

Zu Nummer 9 (§ 4 Abs. 2 Satz 2 und 3 - neu -) 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag zur Ände- 
rung des Satzes 2 zu mit der Maßgabe, dass in Num- 
mer 1 die Wörter „und teilstationären“ gestrichen wer- 
den. Der Begriff „stationäre Einrichtung“ umfasst so- 
wohl die vollstationäre als auch die teilstationäre Ein- 
richtung. In Nummer 2 sind die Wörter „einem ambu- 
lanten Pflegedienst“ durch die Wörter „einer ambulanten 
Pflegeeinrichtung“ zu ersetzen. 

Die Bundesregierung lehnt die Aufnahme des Satzes 3 
als entbehrlich ab, da § 9 als Ermächtigungsnorm für die 
Ausbildungs- und Prüfungsverordnung die Mindestan- 
forderungen an die Ausbildung nach § 4 bereits umfasst. 

Zu Nummer 10 (§ 4 Abs. 3) 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag zu. 

Zu Nummer 11 (§ 4 Abs. 5 - neu -) 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag zu. Aus 
rechtsformlichen Gründen sind die Wörter „§ 4 Abs. 2 
und 3 des Gesetzes sowie von der Ausbildungs- und Prü- 
fimgsverordnung nach § 9“ durch die Wörter „den Ab- 
sätzen 2 und 3 sowie von der nach § 9 zu erlassenden 
Ausbildungs- und Prüfungsverordnung“ zu ersetzen. 

Zu Nummer 12 (§ 5 Abs. 2 Nr. 1) 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag zu in der 
Erwartung, dass pflegewissenschaftliche Studiengänge 
Berufserfahrungen in der Pflege voraussetzen. 

Zu Nummer 13 (§ 6) 

Die Bundesregierung lehnt den Vorschlag zu § 6 Nr. 1 
insoweit ab, als die abgeschlossene zehnjährige Schul- 
bildung, die den Hauptschulabschluss erweitert, nicht ge- 
sondert aufgeführt wird. Da dieser Ausbildungsabschluss 
nicht notwendig gegenüber dem Realschulabschluss als 
gleichwertig anerkannt wird, aber Voraussetzung für den 
Zugang zur Ausbildung sein soll, hält die Bundesregie- 
rung an der entsprechenden Formulierung im Regie- 
rungsentwurf fest. 

Im übrigen stimmt sie dem Vorschlag zu. 

Zu Nummer 14 (§ 7 Abs. 1 und 2) 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag zu. 
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Zu Nummer 15 (§ 8 Abs. 1 Satz 1, Eingang) 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag zu. 

Zu Nummer 16 (§ 8 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2) 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag zu. 

Zu Nummer 17 (§ 8 Abs. 2 Satz 1) 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag zu. 

Zu Nummer 18 {§ 8 Abs. 2 Satz 2) 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag zu. 

Zu Nummer 19 (§ 8 Abs. 2 Satz 3) 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag zu. 

Zu Nummer 20 (§ 10) 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag zu. 

Zu Nummer 21 (§ 11 Abs. 1 Satz 1) 

Die Bundesregierung lehnt den Vorschlag ab. Es soll 
auch zukünftig eine zweijährige Ausbildung in der Al- 
tenpflegehilfe, so wie sie derzeit in einigen Ländern be- 
steht, ermöglicht werden. 

Zu Nummer 22 (§ 11 Abs. 1 Satz 1) 

Die Bundesregierung lehnt den Vorschlag ab. Die Fest- 
legung des Stundenrahmens für die theoretische und 
praktische Ausbildung im Gesetz wird für erforderlich 
erachtet, da für den Helferberuf keine Ausbildungs- und 
Prüfungsverordnung des Bundes vorgesehen ist. Die 
bundeseinheitliche Festlegung der Mindestvoraussetzun- 
gen ist Bedingung dafür, dass der Beruf der Altenpflege- 
helferin und des Altenpflegehelfers als Verkürzungstat- 
bestand für die Ausbildung in der Altenpflege berück- 
sichtigt werden kann. Es muss darüber hinaus im Hin- 
blick auf die Finanzierung der Ausbildungsvergütung 
bundesrechtlich sichergestellt werden, dass der prakti- 
sche Ausbildungsteil stundenmäßig überwiegt. 

Zu Nummer 23 (§ 12 Nr. 5) 

Die Bundesregierung lehnt den Vorschlag ab. Sie hält 
die Formulierung im Regierungsentwurf für hinreichend 
klar. 

Zu Nummer 24 {§ 12 Abs. 2 - neu -) 

Die Bundesregierung wird den Vorschlag im Laufe des 
weiteren Gesetzgebungsverfahrens prüfen. 

Zu Nummer 25 (§ 13 Abs. 1) 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag zu. Jedoch 
ist die Ermächtigungsnorm so auszugestalten, dass die 
Landesregierungen das Nähere zur Bestimmung der Trä- 
ger der praktischen Ausbildung durch Rechtsverordnung 
regeln. 


Zu Nummer 26 (§ 13 Abs. 2) 

Die Bundesregierung lehnt den Vorschlag ab. Die Ver- 
tragsbestandteile sind nicht auf die Inhalte der prakti- 
schen Ausbildung zu begrenzen. Im Interesse der Schü- 
lerin und des Schülers sollten die mit der Ausbildung 
verbundenen Rechte und Pflichten möglichst umfassend 
dargelegt werden. 

Zu Nummer 27 (§ 13 Abs. 6 - neu -) 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag zu. Zur 
Klarstellung ist jedoch das Wort „Vertrag“ durch das 
Wort „Ausbildungsvertrag“ sowie das Wort „Schule“ 
durch das Wort „Altenpflegeschule“ zu ersetzen. 

Zu Nummer 28 (§ 14 Abs. 2 Nr. 1) 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag zu. 

Zu Nummer 29 (§ 15 Abs. 1 Nr. 3 - neu -) 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag zu. 

Zu Nummer 30 (§ 16 Satz 2 Nr. 2) 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag zu. 

Zu Nummer 31 (§ 17 Abs. 1) 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag zu. 

Zu Nummer 32 (§ 17 Abs. 1) 

Die Bundesregierung lehnt den Vorschlag ab. Es handelt 
sich um eine Folgeänderung des Vorschlags zu Nummer 
38 der Stellungnahme (Abschnitt 6, § 26), dem die Bun- 
desregierung nicht zustimmt. 

Zu Nummer 33 (§ 19 Abs. 1) 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag zu. Als 
Folgeänderung des Vorschlags zu Nummer 8 der Stel- 
lungnahme (§ 4 Abs. 1 Satz 1) sind jedoch nach dem 
Wort „endet“ die Wörter „unabhängig vom Zeitpunkt der 
staatlichen Prüfung“ einzufügen. 

Zu Nummer 34 (§ 20 Abs. 2 Nr. 2) 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag zu. 

Zu Nummer 35 (§ 24) 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag in der An- 
nahme zu, dass er bezüglich der Refinanzierung der 
Kosten der Ausbildungsvergütung durch die Erfahrun- 
gen in der Abrechnungspraxis gerechtfertigt ist. Zur 
Klarstellung des Gewollten ist die Ergänzung des Sat- 
zes 1 nach dem Wort „Entgelten“ um die Wörter „oder 
Vergütungen“ erforderlich. 

Zu Nummer 36 (§ 25 Satz 1) 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag mit der 
Maßgabe zu, dass auch die Einrichtungen, die Vereinba- 
rungen i.S.d. Bundessozialhilfegesetzes mit den Trägem 
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der Sozialhilfe abgeschlossen haben, einbezogen werden. 
Satz 1 ist um die Wörter „4. Einrichtungen mit Vereinba- 
rungen nach § 93 Abs. 2 Bundessozialhilfegesetz“ zu er- 
gänzen. 

Bezüglich der Fundstelle des Heimgesetzes sind die 
Wörter „das Zweite Gesetz zur Änderung des Heimge- 
setzes vom 3. Februar 1997 (BGBl. 1 S. 158) durch die 
Wörter „Artikel 16 der Verordnung vom 21. September 
1997 (BGBl. 1 S. 2390)“ zu ersetzen. 

Aus Gründen der RechtsfÖrmlichkeit ist in Nummer 3 
die Bezeichnung „§ 72 SGB XI“ durch die Bezeichnung 
„§ 72 des Elften Buches Sozialgesetzbuch“ zu ersetzen. 

Zu Nummer 37 (§ 25 Satz 2a - neu - und Satz 2 b 
- neu -) 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag zu. Die 
Fundstelle des Bundessozialhilfegesetzes lautet jedoch: 
„oder des Abschnitts 7 des Bundessozialhilfegesetzes in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 23. März 1994 
(BGBl. 1 S. 646, 2975), zuletzt geändert durch Artikel 2 
des Gesetzes vom 6. August 1998 (BGBl. I S. 2005).“ 

Zu Nummer 38 (Abschnitt 6, § 26) 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag nur hin- 
sichtlich der Streichung des § 26 Abs. 1 des Regierungs- 
entwurfs zu. 

Im übrigen schlägt sie vor, § 26 Abs. 3 des Regierungs- 
entwurfs wie folgt zu fassen: 

„(3) Absatz 2 gilt nur für Umschulungen, die bis zum 
Ablauf von fünf Jahren nach Inkrafttreten dieses Geset- 
zes begonnen werden.“ 

Die Bundesregierung teilt die Auffassung des Bundes- 
rates, dass die Dreijährigkeit der Ausbildung ein wesent- 
liches Gesetzesziel zur Sicherung der Qualität der Alten- 
pflegeausbildung ist. Sie weist jedoch darauf hin, dass 
bei dem hohen Anteil von Umschülerinnen und Um- 
schülern an der Altenpflegeausbildung die Möglichkeit 
der Umschulung mit verkürzter Ausbildung für die Ge- 
winnung einer ausreichenden Zahl von ausgebildeten 
Altenpflegerinnen und Altenpflegem bis auf weiteres 
unverzichtbar ist. Dabei ist zu betonen, dass bei der Um- 
schulung keine Abstriche hinsichtlich der Prüfungsan- 
forderungen gemacht werden. Außerdem ist zu berück- 
sichtigen, dass der im Regierungsentwurf vorgesehene 
Vorrang der Leistungen des Dritten Buches Sozialge- 
setzbuch vor der zu zahlenden Ausbildungsvergütung bei 
dreijähriger Umschulung nicht aufrechterhalten bleiben 
könnte. Die Bundesregierung schlägt deshalb eine Über- 
gangsfrist von fünf Jahren vor. 

Im Zusammenhang mit der beabsichtigten Schaffung 
gleicher Voraussetzungen und Rahmenbedingungen für 
die Ausbildung in allen Pflegeberufen wird die Bundes- 
regierung die Frage der Dauer der Umschulungsmaß- 
nahmen erneut prüfen. 

Zu Nummer 39 (§ 29 Satz 2 - neu -) 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag zu. 


Zu Nummer 40 (§ 31) 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag zu. 

Zu Nummer 41 (§ 32) 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag zu. 

Zu Nummer 42 (§ 33) 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag zu. Aus 
Gründen der RechtsfÖrmlichkeit ist die Regelung über 
das Inkrafttreten des Gesetzes wie folgt zu fassen: „Die- 
ses Gesetz tritt mit Ausnahme des § 4 Abs. 5 und des § 9 
am 1. August 2001 in Kraft. § 4 Abs. 5 und § 9 treten am 
Tage nach der Verkündung in Kraft.“ 

Zu Nummer 43 (Zum Verhältnis deutsches 
und EU-Recht) 

Es gibt keine EG-rechtlichen Bestimmungen zur Anglei- 
chung der in den Mitgliedstaaten existierenden Ausbil- 
dungen für die Berufe in der Altenpflege. Jeder Mit- 
gliedstaat kann darüber selbst entscheiden. 

Die für Altenpflegeberufe anzuwendenden Gemein- 
schaftsbestimmungen für die Anerkennung der Diplome, 
die Richtlinien 89/48/EWG vom 18. Dezember 1988 und 
92/51/EWG vom 21. Juni 1992 zielen darauf ab, die 
Niederlassung und den freien Dienstleistungsverkehr für 
Berufsangehörige in den Fällen zu gewährleisten, in de- 
nen die Mitgliedstaaten den Berufszugang oder die Aus- 
übung der Tätigkeit vom Nachweis einer bestimmten 
Ausbildung abhängig machen (reglementierter Beruf). 
Dabei basieren die Bestimmungen auf dem Grund- 
satz des gegenseitigen Vertrauens. Dies bedeutet, dass - 
trotz der bestehenden Unterschiede zwischen den Aus- 
bildungssystemen in der Europäischen Union - die Aus- 
bildung, die eine zuwandemde Person in einem Mit- 
gliedstaat absolviert hat und die ihr Zugang zu diesem 
Beruf verschafft, für den Zugang zu demselben Beruf im 
Aufhahmemitgliedstaat anerkannt werden muss. Es er- 
folgt jedoch keine automatische Anerkennung der 
Gleichwertigkeit der Diplome. Die Richtlinien sehen 
vor, dass der Aufnahmemitgliedstaat von der zuwan- 
demden Person verlangen kann, dass wesentliche Unter- 
schiede zwischen der absolvierten und der geforderten 
Ausbildung ausgeglichen werden. Dies hat grundsätzlich 
nach Wahl der antragstellenden Person durch Eignungs- 
prüfungen oder Anpassungslehrgang zu erfolgen. Die 
Richtlinien sehen keine Möglichkeiten vor, dass die Mit- 
gliedstaaten der Europäischen Kommission Ausbildun- 
gen förmlich bekanntgeben und auf dieser Grundlage ei- 
ne automatische Anerkennung erfolgt. 

Mit der in Abschnitt 1 § 1 des Regierungsentwurfs fest- 
gelegten Erlaubnispflicht zur Führung der unter Nummer 
1 genannten Berufsbezeichnungen „Altenpflegerin“ oder 
„Altenpfleger“ sowie der unter Nummer 2 genannten Be- 
rufsbezeichnungen „Altenpflegehelferin“ oder „Alten- 
pflegehelfer“ sind diese Berufe in Deutschland bundes- 
weit reglementiert. Die Erteilung der Erlaubnis wird von 
dem Nachweis einer gesetzlich vorgeschriebenen Aus- 
bildung abhängig gemacht. 
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Die Ausbildung des unter Nummer 1 genannten Berufes 
erfüllt die Kriterien eines Diploms entsprechend Artikel 
1 Buchstabe a der Richtlinie 92/51/EWG. Der unter 
Nummer 2 genannte Beruf entspricht dagegen nur den 
Anforderungen an ein Prüfungszeugnis gemäß Artikel 1 
Buchstabe b der Richtlinie 92/51/EWG. Entsprechend 
differenziert sind die Anerkennungsverfahren für Quali- 
fikationsnachweise von antragstellenden Personen aus 
anderen Mitgliedstaaten der Europäischen Union oder 
einem anderen Vertragsstaat des Abkommens über den 
europäischen Wirtschaftsraum festzulegen. 

Nach Verabschiedung des Altenpflegegesetzes ist es er- 
forderlich, bei der Europäischen Kommission gemäß 
Artikel 15 der Richtlinie 92/51 /EWG die Aufnahme der 
Ausbildung für die „Altenpflegerin“ oder „Altenpfieger“ 
in den Anhang C der Richtlinie zu beantragen. Erst da- 
mit wird die Gleichstellung dieser Ausbildung mit einem 
Diplom gemäß Artikel 1 Buchstabe a der Richtlinie 
92/51 /EWG erreicht. Voraussetzung ist jedoch, dass der 
Bildungs- und Ausbildungsgang eine Gesamtdauer von 
mindestens 13 Jahren umfasst (mindestens 3 Jahre be- 
rufliche Ausbildung an einer Fachschule nach Abschluss 
einer 10-jährigen Schulbildung) und mit einer Prüfung 
abgeschlossen wird. Demzufolge können die Qualifika- 
tionsnachweise von Personen, die eine verkürzte Ausbil- 
dung erhalten haben und keine zusätzlichen einschlägi- 
gen Vorbildungen nachweisen, nicht dem Höchstniveau 
der Richtlinie 92/51/EWG, sondern dem Niveau eines 
Prüfungszeugnisses zugeordnet werden. 

Zu Nummer 44 (Zur Ausbildungsvergütung) 

b) Die Bundesregierung wird das Anliegen des Bundes- 
rates im Zuge ihrer Erwägungen zur Weiterentwick- 
lung des Pflegerechts prüfen. Es wird jedoch daran 
erinnert, dass die derzeitige Fassung des § 82a SGB 


XI auf einer Gesetzesinitiative des Bundesrates (BR- 
Drucksache 481/97 - Beschluss) vom 27. September 
1997 beruht; darin ist die finanzielle Beteiligung der 
Pfiegeversicherung und der Träger der Sozialhilfe an 
den Kosten der Ausbildungsvergütung in der Erstaus- 
bildung zur Altenpflege entsprechend dem Wunsch 
der Länder umfassend geregelt worden. Es wird ferner 
darauf hingewiesen, dass die hier bekannt gewordenen 
Gerichtsentscheidungen, soweit darin verfassungs- 
rechtliche Bedenken gegen die Umlagefinanzierung 
erhoben werden, sich auf die landesrechtliche Aus- 
gestaltung der Umlagefinanzierung beziehen. Die 
Bundesregierung wird im weiteren Verfahren zusam- 
men mit den Ländern prüfen, ob sich ein Bedarf zur 
Änderung des § 82a SGB XI ergibt. 

c) Die Bundesregierung wird das Ergebnis der verfas- 
sungsrechtlichen Prüfung eines Umlageverfahrens 
zur Finanzierung der Ausbildungsvergütung in der 
Altenpfiege während des laufenden Gesetzgebungs- 
verfahrens mitteilen. 

Zu Nummer 45 (Zum Gesetzentwurf allgemein) 

b) u. c) Das Zweite Gesetz zur Änderung des Dritten 
Buches Sozialgesetzbuch sieht eine Verlänge- 
rung der Übergangsffist des § 417 SGB III für 
die Dauer von zwei Jahren vor. Die Verlän- 
gerung der Frist wurde lediglich aufgenom- 
men, um zu vermeiden, dass wegen bisher nicht 
erfolgter Änderungen bereits bestehender be- 
rufsrechtlicher Regelungen Bildungsinteres- 
senten benachteiligt werden. Die Bundesregie- 
rung beabsichtigt, die Prüfung von gegebe- 
nenfalls erforderlichen Ausnahmemöglichkeiten 
im Zusammenwirken mit den Ländern vorzu- 
nehmen. 
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